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R EPUBLIK OSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM FOR JUSTIZ 

GZ 318.002/8-11 1/83 
Museumstraße 7 
A-1070 Wien 

An das Briefanschrift 

A-1016 Wien, Postfach 63 
Präsidium des Na tionalrates 

Telefon 

02 22/9622 -0* 
Parlamen t 

1017 Wi e n 
Fernschreiber 

1 3/1264 

Sachbearbeiter 

Klappe 

Änderungen zum Entwurf eines S t r af­
rechtsändei 6I;G§gbse tzes 1984 (fr. __ ..... 
1982) samt Erläuterungen. 

(Dw) 

\. 

2 

Die Regierungsvorlage eines S t r afrech tsänderungs­

gese tzes 1982, 1084 Blg.NR XV. GP, ist in der XV. Ge­

se tzgebungsperiode im Na tionalrat nur zum Teil be­

raten worden. Das Ergebnis der Beratungen hat seinen 

Niederschlag im St rafverfahrensänderungsgesetz 

BGBl . 168, gefunden . 

1983, 

Da sich seit Einbringung der Regierungsvorlage 

das Bedürfnis nach einer Reihe von Ergänzungen sowie 

einer Änderung ergeben ha t, ist beabsichtig t, die uner­

ledigt gebliebenen Teile zusammen mit diesen Ergänzun­

gen und unter Berücksichtigung der Änderung nach Durch­

führung eines darauf beschränkten ergänzenden Begut­

achtungsverfahrens neu einzubringen . 

• 
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Mi t Beziehung auf die En tschließung des 

Na tionalra tes anläßlich der Beschlußfassung über 

seine Geschäftsordnung 1961 beehr t sich das Bundes­

ministerium für Justiz, 25 Ausfer tigungen des zu 

begutach tenden Teilen twurfes und der Erläuterungen 

hiezu mi t dem Ersuchen um Kenntnisnahme zu über­

mi t teln. 

Für den Bundesminister: 

F 0 r e g g e r  
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3MZ 318.002/8-11 1/83 

Bundesgesetz vom • . • • • • • • • . • • . • . . . • • . •  , mit dem das Straf­

gesetzbuch, die Strafprozeßordnung, das Jugendgerichtsge­

setz, das Strarvollzugsgesetz, das Strafvollzugsanpassungs­

gesetz, das Einführungsgesetz zum Strafvollzugsgesetz, die 

Bewährungshilfegesetznovelle 1980, das Finanzstrafgesetz, 

das Gerichtliche Einbringungsgesetz, das Tilgungsgesetz, 

das Strafregistergesetz, das Gesetz zum Schutze der per­

sönlichen Freiheit, das Militärstrafgesetz, das Geschwor­

nen- und SChöffenlistengesetz, das Ausfuhrverbotsgesetz, 

das Devisengesetz, das Nationalbankgesetz, das Marktord­

nungsgesetz und das Außenhandelsgesetz geändert werden 

( Strafrechtsänderungsgesetz 1984) 
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JMZ 318.002/8-11 1/83 

Ergänzungen des Strafrechts änderungs ges etzes 1982 (1984) 

Artikel I 

Änderungen des Strafges etzbuches 

Das Strafgesetzbuch, BGBI. Nr. 60/1974, in der 

Fass ung des Bundesges etz es BGBI. Nr. 205/1982 wird wie 

folgt geändert: 

0 1. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) Im Abs. 2 treten an die Stelle der Beträge von 

20 S und 3.000 S die Beträge von 30 S und 4.500 S. 

b) Es wird fOlgender Abs atz angefügt: 

"(5) Hat der Rechtsbrecher die s trafbare Hand­

lung in der Eigens chaft als leitender Angestellter (§ 309) 

eines Unterneh mens begangen, s o  haften die E igentümer des 

Unternehmens für die Gelds trafe zur ungeteilten Hand mit 

dem Verurteilten. Eine Ers atzfreiheits s trafe is t in die­

sem Fall nur zu vollziehen, s oweit die Gelds trafe auch 

bei den Eigentümern des Unternehmens nicht eingebracht 

werden kann. Die Haftung tritt nicht ein, s oweit das 

Unternehmen selbst der durch die strafbare Handlung Ver­

letzte ist oder die E igentümer des Unternehmens die zu­

mutbare Sorgfalt zur Verhütung der s trafbaren Handlung 

angewendet haben. " 
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01a. Nach § 1 9  wird folgende Bestimmung eingefügt: 

"Abschöpfung der Bereicherung 

§ 19a . ( 1 ) Hat sich der Täter durch die Begehung einer 

strafbaren Handlung unrechtmäßig bereichert, so kann er neben einer 

Freiheits- oder Geldstrafe zur Zahlung eines Geldbetrages bis zum 

doppelten Ausmaß der Bereicherung verurteilt werden . § 19 Abs . 5 
erster und dritter Satz gelten dem Sinne nach . 

( 2 )  Abs . 1 ist nicht anzuwenden , soweit nach 

§ 20 vorzugehen ist. Hat der Täter an Personen, die durch die straf­

bare Handlung geschädigt worden sind , zur Befriedigung ihrer An­

sprüche Zahlungen geleistet, so sind diese auf den Geldbetrag an­

zurechnen." 

01b. § 46 Abs . 1 hat zu lauten: 

"Hat ein Rechtsbrecher zwei Drittel der im Urteil ver­

hängten oder im Gnadenweg festgesetzten zeitlichen Freiheitsstrafe , 

mindestens aber drei Monate verbüßt, so ist ihm der Rest der Strafe 

unter Bestimmung einer Probezeit bedingt nachzusehen , wenn insbe­

sondere nach seiner Person , seinem Vorleben, seinen Aussichten auf 

ein redliches Fortkommen und seiner Aufführung während der VOll­

streCkung verantwortet werden kann zu erprOben, ob er in Freiheit 

keine weiteren strafbaren Handlungen begehen werde. " 

1 .  • • •  

la. Im § 64 Abs . 1 tritt am Ende der Z .  7 an die Stelle 

des Punktes ein Strichpunkt; danach wird fOlgende Ziffer angefügt: 

"8. Bestimmungs- und Beitrags täterschaft (§ 1 2 )  zu 

einer strafbaren Handlung, die der unmittelbare Täter an einem im 

Inland gelegenen Ort begangen hat , sowie Hehlerei (§ 164) in bezug 

auf eine im Inland begangene Tat . "  

2 .  • • •  

48/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 5 von 84

www.parlament.gv.at



- 3 -

2a. § 92 wird wie folgt geändert: 

a) Im Abs. 1 treten an die Stelle der Worte 

"Freiheitsstrafe bis zu zwei J ahren" die Worte "Frei­

heitsstrafe bis zu drei Jahren". 

b) Abs. 3 hat zu lauten: 

"(3) Hat die Tat eine Körperverletzung mit 

schweren Dauerfolgen (§ 85) zur Folge, so ist der 

T ät er mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu 

fünf J ahren, hat sie den Tod des Geschädigten zur 

Folge, mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn 

Jahren zu bestrafen. " 

3. Im § 127 entfallen die Absatzbezeichnung 

" ( 1)" und der Abs. 2. 
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4 .  § 142 Abs. 2 hat zu lauten: 

"(2) Wer einen Raub ohne Anwendung erheblicher Ge­

walt an einer Sache geringen Wertes begeht, ist, wenn die 

Tat nur unbedeutende FO lgen nach sich gezogen hat, mit 

Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu 

bestrafen. Es ist j edoch wegen schweren Raubes zu be­

strafen, wer die Tat als Mitglied einer Bande, die sich 

zur fortgesetzten Begehung von Raubüberfällen verbunden 

hat , in Gesellschaft eines anderen Bandenmitglieds be­

geht oder die Tat unter Verwendung einer Waffe verübt. " 

5. Dem § 159 Abs. 2 wird fOlgender Satz an­

gefügt: 

"Der Täter ist nicht zu bestrafen , soweit er in volks­

wirtschaftlichem Interesse gehandelt hat oder ihm aus der 

Tat sonst nach den Umständen kein Vorwurf gemacht werden 

kann. " 

6. Nach § 168 wird folgende Bestimmung ange-

fügt: 

"Verhängung von Geldstrafen n�ben Freiheitsstrafen 

§ 168a. Ist für eine Tat nach einer der Bestim­

mungen dieses Abschnittes Freiheitsstrafe von mindestens 

sechs Monaten angedroht , so kann neben der Freiheits­

strafe auf Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen erkannt 

werden ." 
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7. Dem § 302 Abs. 2 wird folgender Satz ange-

fügt: 

"Ebenso ist zu bestrafen, wer durch die Tat einen 

200.000 S übersteigenden Schaden herbeiführt. " 

8 .  Im § 304 erhält der bisherige Abs. 3 die Be­

zeichnung "(4)"; davor wird folgender Absatz eingefügt: 

"(3) U bersteigt der Wert des Vermögensvorteils 

10.000 S, so ist der Täter im Fall des Abs. 1 mit Frei­

heitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf J ahren und 

im Fall des Abs. 3 mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 

J ahren zu bestrafen. " 

9. § 306 hat zu lauten: 

"§ 306 .  Die Strafdrohung des § 305 Abs. 1 gilt 

auch 

1. für einen von einem Gericht oder einer ande­

ren Behörde für ein bestimmtes Verfahren bestellten 

Sachverständigen, der für die Erstattung eines unrich­

tigen Befundes oder Gutachtens von einem anderen für 

sich oder einen Dritten einen Vermögensvorteil fordert, 

annimmt oder sich versprechen läßt; 

2. für einen gegen Entgelt tätigen sachver­

ständigen Berater, der in dieser Eigenschaft einen 

Beamten oder einen leitenden Angestellten (§ 309 ) 

eines U nternehmens (§ 305 Abs. 4) bei der Führung der 

,Amtsgeschäfte oder bei der Geschäftsführung durch die 
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Erstell ung von U nterlagen oder Vorschlägen oder auf 

gl eichwertige Weise maßgebend beeinflußt und für eine 

auf pfl ichtwidrige Vornahme oder U nterlassung einer 

Rechtshandlung durch den Beamten oder leitenden Ange­

stell ten gerichtete Beeinflussung für sich oder einen 

Dritten einen Vermögensvorteil fordert, annimmt oder 

sich versprechen läßt. " 

10. § 307 Abs. 3 hat zu lauten: 

" (3) Nach Abs. 1 ist auch zu bestrafen, wer je­

mandem, der in seiner Eigenschaft als Mitarbei ter eines 

l eitenden Angestellten (§ 309 ) eines U nternehmens (§ 305 

Abs. 4) die Geschäftsführung durch die Erstellung von 

U nterl agen oder Vorschlägen oder auf gleichwertige Weise 

regel mäßig oder j emandem, der in seiner Eigenschaft als 

gegen Entgel t tätiger sachverständiger Berater ein es 

Beamten oder eines leitenden Angestellten eines Unter­

nehmens die Führung der Amtsgeschäfte oder die Geschäfts­

fUhrung durch die Erstellung von Unterlagen oder Vor­

schlägen oder auf gleichwertige Weise maßgeben d beei n­

fl ußt, für eine auf pflichtwidrige Vornahme oder Unter­

l assung einer Rechtshandlung durch einen Beamten o der 

leitenden Angestellten geriChtete Beeinflussung für ihn 

oder einen Dritten einen V�rmögensvorteil anbietet, ver­

spricht oder gewährt, es sei denn ,  daß das Anbi eten , Ver­

sprechen oder Gewähren gegenüber einem Mitarbeiter erfolgt 

und entweder der Vermögensvorteil ledigli ch geringfügig 

ist oder dem T äter daraus sonst nach den Umständen kei n 

' Vorwurf gemacht werden kann. " 
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11. Nach § 313 wird folgende Bestimmung angefügt: 

"Verhängung von Gelds trafen neben Freihei ts s trafen 

§ 313 a. Ist für eine Tat nach einer der Bestimmun­

gen dieses Abs chnittes Freiheits s trafe von mindestens 

sechs Monaten angedroht, s o  kann neben der Freiheits­

strafe auf Gelds trafe bis zu 3 6 0  Tages sätzen erkannt 

werden." 
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Artikel 11 

Änderungen der Strafprozeßordnung 

D ie S t r a fp ro zeßo r d n u n g  1975, BGBI . N r .  631, 

in der Fas sun g  der Bun des gesetze BGBI . N r . 403/1977, 

169/1978, 529/1979, 205/1982 u n d  168/1983 s owie der 

Kun d ma c hu n g  BGBI . N r . 28/1980 wird wie fOlg t geän der t :  

01. Die O ber gren zen aller a n ged roh ten Geld ­

s tr a fen wer den a u f  jeweils 10.000 S erh ö h t .  

. . . 

1 7 a . § 192 A b s . 2 h a t z u  la u ten: 

"(2) D a s selbe is t der Fall , s o b a l d d a s  S t r a f­

ver fa h ren d u r c h  Eins tellun g o der d u r c h  E n d u r teil rec h t s ­

krä f t ig beend ig t  is t ,  bei Ver u r teilun g  z u  einer nich t be­

d in g t  n a c h gesehenen F reihei t s s t r a fe a ber er s t , s o bald der 

Verur teilte die S t r a fe a nge treten h a t . "  

• • • 
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33a. Nach § 296 wird folgende Bestimmung 

eingefügt: 

"3. Gemeinsame Bestimmung 

§ 296a: ... Ist nach der Entscheidung über eine 

Nichtigkeitsbeschwerde oder Berufung an dem Ange­

klagten eine Freiheitsstrafe oder mit Freiheitsent­

ziehung verbundene vorbeugende Maßnahmen zu voll­

ziehen, so hat der Oberste Gerichtshof oder der 

Gerichtshof zweiter Instanz den Vorsitzenden des 

Schöffengerichtes davon sogleich unter Anschluß 

der für die Anordnung des Vollzuges erforderlichen 

Aktenteile oder entsprechender Abschriften zu ver­

ständigen. Das Gleiche gilt für den Fall, daß nach 

der Entscheidung der verhaftete Angeklagte in Frei­

heit zu setzen dst , sofern die Entscheidung nicht 

in einem Gerichtstag in Anwesenheit des Angeklagten 

ergeht (§ 396)." 

33b. Im § 376 Abs. 2 �ritt an die Stelle 

der Worte "neunhundert Schilling" der Betrag von 

2.500 S. 

34a. Im § 381 Abs. 1 tritt in Z. 2, 4 und 5 

an die Stelle des Betrages von 250 S jeweils der Be­

trag von 500 S. 
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3 6 a . Im § 408 Abs . 2 trit t a n  d i e  S t e l le d es 

Be t r ages von 1 5 . 000 S d e r  Be t r a g  von 30 . 000 S .  

. . . 

4 6a. D e m  § 4 7 7  wird fo l ge n d e r  Absa t z  a nge-

fügt:  

" ( 3 )  § 2 9 6a gil t d e m  S i n n e  na c h . " 
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Artikel IV 

Änderungen des Strafvollzugs gesetzes 

Das Strafvollzugsgesetz, BGBl. Nr. 1 4 4 /19 6 9, in 

der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 4 80/19 7 1 , 3 1 /  

1 973, 4 2 4/ 1 9 74 und 6 84 / 1 9 78 wird wie folgt geändert: 

.. . 

3 a. Im § 32 Abs. 1 treten an die Stelle der Be­

träge von 1 0 . 000 und 5 00 S die Beträge von 30.000 und 

1 .5 00 S. 

3b. § 41 Abs. 3 und 4 haben zu laute�: 

"(3) Die Strafgefangenen können über die verwahr­

ten Gegenstände und das Eig eng eldguthaben jederzeit ver­

fügen, soweit dem nicht etwa bestehende Rechte anderer 

einschließ lich des Zurückbehaltungsrechtes nach § 3 2  

und nach § 5 des Gerichtlichen Einbringungsgesetzes 1962 

entgegenstehen. Verwahrte Eigengeldbeträge bis zur 

Höhe desjenigen Teiles eines Arbeitseinkommens, der 

bei monatlicher Auszahlung nicht der Pfändung unter­

liegt, dürfen jedoch nicht gepfändet werden. Bei 

der Entlassung sind dem Strafgefangenen die Gegen­

stände und das Geld auszufol�en, soweit sich aus dem 

Vorstehenden nichts anderes ergibt. 
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( 4 )  Für Verwahrnisse, die nicht nach den vor­

stehenden Bestimmungen veräußert, vernichtet oder aus­

gefolgt werden können, gelten dem Sinne nach die hin­

sichtlich strafgerichtlicher Verwahrnisse im Bundes­

gesetz über die Einziehung gerichtlicher Verwahrnisse, 

BGBI. Nr. 281/ 1 9 6 3 ,  enthaltenen Bestimmungen mit 

folgender Maßgabe: 

1 .  Die Hinterlegung ist vom A nstaltsleiter zu 

veranlassen; 

2. Personaldokumente sind nicht zu hinterlegen, 

sondern zu den Personalakten zu nehmen. Sie sind nicht 

auszufolgen , wenn und solange Tatsachen die Annahme 

rechtfertigen, daß der Verurteilte die Dokumente be­

nützen will, um sich einer wegen einer geriChtliCh 

strafbaren Handlung, die mit mehr als sechs Monaten 

Freiheitsstrafe bedroht ist, eingeleiteten Strafver­

folgung oder Strafvolls treckung, die im Inland gegen 

ihn schwebt, zu entziehen." 
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5a. § 91 wird w i e  folgt geändert: 

a )  Im Abs. 2 hat der dri tte Satz zu lauten: 

"Die Sendungen dürfen Blechkonserven , Arznei - und 

Hei lmi ttel , berauschende Mi ttel und N ah rungs- und 

Genußmi ttel , di e ni ch t  ohne wei tere Zubereitung ge­

nossen werden k5nnen , überhaupt ni cht und Kaffee oder 

Kaffee-Extrakt sowi e T abakwaren nur bi s zu ei nem Ge­

samtgew i ch t  von je 250 g enthalten. " 

b )  Der bi sheri ge Abs. 3 erhält di e Be zei ch nung 

"(4) "; vor i h m  w i rd folgender Absatz ei ngefügt: 

"(3) Wenn auf Grund besti mmter T atsach en di e Ge­

fahr besteht ,  daß Paketsendungen dazu mi ßbraucht werden , 

um Strafgefangenen Gegenstände zukommen zu lassen , von 

denen ei ne Gefahr für di e Gesundh ei t der Strafgefange nen 

oder sonst für di e Si cherhei t  und Ordnung des Strafvoll­

zuges zu befürchten wäre , und di e Anhaltung solcher 

Gegenstände ni ch t  ohne unverh ältni smäßi gen Aufwand mög­

li ch i st ,  so h at der Anstaltsle i ter alle oder bestimmte 

Strafgefangene vom Empfang von Sendungen nach Abs. 2 

auszuschli eßen. In di esem Fall dürfen di e Strafgefan­

genen statt dessen jewei ls Ei gengeld bi s zum Ausmaß 

der Hälfte einer außerordentli chen Arbei tsvergütung 

( §  53) für den Bezug von Bedarfsgegenständen verwenden. 

Das Gleiche gi lt für Strafgefangene , di e auf den Empfang 

von Sendungen nach Abs. 2 i m  voraus verzi chten oder für die 

kei ne solchen Sendungen ei nlangen. " 
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6a . Im § 1 13 tritt an die Stelle des Betrage s vo n 

500 S der Betrag von 1.500 S. 

6b . § 13 1 Abs . 3 hat zu lauten: 

"(3 ) Weibliche Verurteilte , denen das Recht auf 

die Pflege und Erziehung ihrer Kinder zusteht, dürfen 

diese nach Maßgabe des § 74 Abs. 2 erste r und zweite r 

Satz bei sich behalten. § 74 Abs. 2 dritte r Satz und 

Abs. 3 gelten auch fUr diese Fälle. " 

. . . 

9. Dem § 158 werden folgende Absätze angefUgt: 

" (3 )  So weit Anstalten fUr geistig abnorme Re c hts­

bre cher de r Unterbringung nach § 2 1  Abs. 1 des Straf­

gesetzbuches die nen, gelten fUr die se Anstalten die Be ­

stimmungen de r § §  6, 7 bis 8b, 9 Abs. 1 und 2 ,  1 1  Abs. l 

bis·3, 1 1a und 13 des Krankenanstaltenge setze s ,  BGBI. 

Nr. 1/1957 , dem Sinne nach mit der Maßgabe , daß an die 

Stelle der L andesregie rung das Bundesministe rium für Justiz 

tritt. Den Anstalten o bliegen die in § 10 Abs. 1 des 

Krankenanstaltengesetzes ange fUh rten Verpflichtungen mit 

der .sich aus § 10 Abs. 2 desse lbe n Ab satze s e r ge b e nde n 

Maßgabe .  

(4 ) Die Unterbringung nach § 2 1  Abs. 1 des Straf­

gesetzbuches darf durch Aufnahme in e ine öffentlich e Kran­

kenanstalt fUr Geisteskr ankh eite n vollzogen we r den , we nn 
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der unterzubringende Rechts brecher und sein gesetz­

licher Vertre�er hiezu ihre Zustimmung erteilen. 

( Die Zustimmung ist unwiderruflich. ) 

(5) Die Unterbringung n ach § 21 Abs . 2 des Straf­

gesetzbuches darf auch in besonderen Abteilungen der 

Anstalten zum Vollzug v on Freiheits strafen vollzogen 

werden. " 

9a. Dem § 159 wird folgender Abs atz angefügt: 

"(3) Die Unterbringung entw6hnungs bedürftiger 

weiblicher Rechtsbrecher darf in bes onderen Abteilun­

gen der Frauenstrafv ollzugsans tal ten vollzogen werden. "  

9b. § 161 hat zu lauten: 

"§ 161. Die Entscheidung darüber , in welcher v on 

mehreren Anstalten für geistig abnorme Rechts brecher , 

für entw6hnungsbedürftige Rechtsbrecher und für ge­

fährliche Rückfallstäter der Vollzug allgemein oder im 

Einzelfall durchzuführen ist , steht dem Bundes mini­

sterium für Justiz zu. Ebenso stehen die Ents cheidun­

gen darüber , ob ein Vollzug in den Fällen der §§ 158 

Abs. 2, 4 und 5 ,  159 Abs . 2 und 3 und 160 Abs . 2 in 

einer der dort genannten Anstalten und in welcher dav on 

durchzuführen ist , dem Bundesministerium für J us tiz zu. 

§ 10 Abs . 2 gilt dem Sinne nach. " 
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9c. N ach § 167 wird fol gende Bestimmung ein­

gefügt: 

nVol l zug durch Aufnahme in 5ffentl iche Kranken­

ans talten für Geis tes krankheiten 

§ 167 a. (1 ) Die 5ffentlichen Krankenans talten für 

Geis teskrankheiten s ind verpflichtet , die nach den 

§ §  158 Abs . 4 und 16 1 eingewies enen Pers onen aufzu­

nehmen und anzuhalten. 

(2) Für die Vol l ziehung der Anhaltung gel ten die 

Bestimmungen des Krankenans tal tenges etzes , BGBl. Nr. 1/1957, 

über die Anhaltung von Pfl eglingen , die auf Grund einer An­

ordnung eines Entmündigungs - oder Pflegs chafts gerichtes 

aufgenommen worden s ind , dem Sinne nach. Auf § 164 is t 

nach M5gl ichkeit Bedacht zu nehmen. Die Pfl egegebühren 

trägt der Bund. 

(3) § 54 Abs . 4 gil t dem Sinne nach mit der Maßgabe , 

daß der Bund die ents prechenden Beträge für die Unterge­

brachten zu überweis en hat. Die Krankenanstalten haben 

die zur Beurteilung der Ans pruchs voraus s etzungen erfor­

derl ichen Auskünfte zu erteil en. " 

. . . 

11 . N ach § 180 wird folgende Bes timmung ein­

gefügt: 
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" SECHSTER TEIL 

Sozialhilfe 

§ 180a. (Grundsatzbestimmung) Der Umstan d, daß 

an einer Person eine Freiheitsstrafe oder ein e mit 

Freiheitsentziehung verbun den e vo rbeugende Maßn ahme 

voll zogen wird , steht der Berechtigung der �erson zum 

Empfang von Leistungen zur Wiedereingliederun g in das 

Erwerbsleben nach den sozialhilferechtlichen Bestim­

mungen des Lan des, in dem der Vo l lzug stattfindet, 

nicht entgegen , soweit sich aus den Bestimmun gen die­

ses Bundesgesetzes und des Strafvol l zugsanpassungs­

gesetzes ,  BGBl. Nr. 424/1974, n ichts anderes ergi bt. " 

1 2. Vor § 18 1 tritt an die Stel le der Bezeich­

nung "SECHSTER TEIL" die Bezeichn un g "SIEBENTER T EILn. 
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ßn d e rungen d es Fi nanzs t ra fgese t z es 

D as Finanzs t r a fg ese t z, BGBl . Nr. 129/1958, i n  

d e r  Fassung d er Kundmachungen BGBl . N r . 21/1959, 223/1974, 

381/1975 und 168/1979 und d e r  Bun d esgese t z e  BGBl . Nr . 921 

1959, 111/1960, 194/1961, 145/1969, 224/1972, 335/1975, 

25 9/1976 und 201/1982, w i r d  wie fo l g t  g e ä nd e r t: 

01. Im § 53 t r e t e n  in d e n A bs .  1 un d 2 an d i e  

S telle d e r  W e r t be t räge von 500.000 u n d  200.000 S jeweils 

We r t b e t rä g e  von 750.000 und 300.000 S. 
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Artikel IX 

Änderung des Gerichtlichen Einbringungsgesetzes 1962 

§ 5 Abs. 2 des Gerichtlichen Einbringungs­

gesetzes 1962, B GBl. Nr. 288 , in der Fassung der 

Bundesgesetze B GB 1. N r. 155/1965 und 4 13/1975, hat 

zu lauten: 

"(2) Der Abs. 1 gilt sinngemäß auch für Geld­

beträge und bewegliche körperliche Sachen , die in 

die Verwahrung der gerichtlichen Gefangenenhäuser , 

.Strafvollzugsanstalten oder Anstalten zum Vollzug 

vorbeugender Maßnahmen genommen werden. Das Bundes­

ministerium für Justiz wird ermächtigt , durch Ver­

ordnung ArbeitsvergU tungen , Eigengeldbeträge und 

bewegliche körperliche Sachen vom ZurUckbehaltungs­

recht zur Gänze oder zum Teil auszunehmen , wenn und 

insoweit dies im Interesse des Strafvollzuges ge­

legen oder erforderlich ist , um den Verwahrungs­

und Untersuchungshäftlingen , den Strafgefangenen 

oder den U ntergebrachten die Möglichkeit zu sichern , 

von den ihnen in den einschlägigen Vorschriften ein­

"get"äumten Rechten Gebrauch zu · machen." 
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Artikel X 

Änderungen des Tilgungs ges etzes 1 972 

Das Tilgungs ges etz 1972, BGBl. Nr. 68, in der 

Fas s ung des Bundes ges etzes BGBI . Nr. 423 / 1 974, wird wie 

fOlgt geändert: 

1. Dem § 1 wird folgender Abs atz angefUgt: 

"(6) Unter Verurteilungen s ind in diesem 

Bundesges etz auch Urteile zu vers tehen , mit denen die 

Unterbringung in einer Ans talt fU r geistig abnorme 

Rechts brecher nach § 2 1  Abs . 1 StGB angeordnet wird. " 

2. § 3 wird geändert wie folgt: 

a )  Im Abs atz 1 hat die Z. 2 zu lauten: 

"2. zehn J ahre , 

wenn er zu einer Freiheits s trafe von mehr 

als einem J ahr und höchs tens drei J ahren 

verurteilt oder s eine Unterbringung in 

einer Ans talt fUr geistig abnorme Rechts ­

brecher nach § 2 1  Abs . 1 StGB angeordnet 

worden is t;" 

b )  Abs. 4 hat zu lauten: 

"(4 ) Andere Strafen als Freiheits - oder Geld­

s trafen und vorbeugende Maßnah men haben unbes chadet der 

Z. 2 des Abs . 1 auf das Aus maß der Tilgungs fristen keinen 

Einfluß." 
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3 .  § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Di& Abs. 1 bis 3 haben zu lauten: 

"§ 6. (1) Schon vor der T ilgung darf über Ver­

urteilungen aus dem Strafregister bei Vorliegen der in 

den Abs. 2 und 3 genannten Voraussetzungen lediglich 

Auskunft erteilt werden 

a) den Gerichten , Staatsanwaltschaften , Sicher­

heitsbehörden und Sicherheitsdienststellen 

zum Zwecke eines gerichtlichen Straf- oder 

Unterbringungsverfahrens gegen den Verur­

teilten oder gegen jemand , der verdächtig 

ist, an derselben strafbaren Handlung be-

teiligt zu sein, 

b) in einem Gnadenverfahren des Verurteilten , 

das ein gerichtliches Strafverfahren oder 

eine Verurteilung durch die Strafgerichte 

betrifft, den damit befaßten BehBrden , und 

c) den Behörden nach § 28a Abs. 5 des Waffen­

gesetzes 19 67 zum Zwecke der Vollziehung 

dleser Bestimmung sowie den Sicherheitsbe­

hörden zum Zwecke der überprüfung der in den 

waffenrechtlichen und sprengmittelrechtlichen 

Vorschriften geforderten Verläßlichkeit sowie 

zum Zwecke der Mitwirkung an der Vollziehung 

der gewerberechtlichen B estimmungen über 

Waffengewerbe. 
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(2) D i e B e sch ränkun g n ach A b s . 1 tr i tt s o­

fort mit Rechtskr a ft d e s  Urt e i l s  e in ,  

a )  we n n  ke i n e  s tr e n g e r e  Str a fe a l s  e in e  

h öchste n s  d r e i m on at i ge F r e i h e i ts s tra fe 

v e r h ä n gt word en i st , 

b) d i e  V e rurte i l u n g  nur w e g e n  Jug e n d stra f_ 

t ate n e r fo l gt i st un d ke i n e  s t r e n g e r e  

Str a f e  a l s  e i n e  h öchste n s  sech s mon a t i g e  

F r e i h e its s tr a fe v e r h ä n gt wor d e n  i st , o d e r  

c )  w e n n  auf Unte r b r i n gung i n  e i n e r  Anstalt 

für ge i s t i g  a bn o r me Rechts b reche r n ach 

§ 21 A b s . StG B e rkannt w o r d e n  i st. 

B e i Ge l d s tr a fen i s t  d i e  Er s atz f r e i h e its s t r a f e  maßge b e nd,  

b e i Ve r hän gun g e i n e r  F r e i h e its str a f e  und e i n e r  G e ld s t r a fe 

s i nd F r e i h e its s t r a fe u n d  Er s atz f r e i h e i ts strafe z u s amme n zu_ 

z ä hlen . 

(3) übe r s te igt i n  d e n  F ä lle n d e s  A b s . 2 d a s  

A u s maß d e r  F r e i h e its s t r afe , d e r  Er s at z fre i h e i t s s t r afe 

o d e r  d e re n  Summe in d e n  F ä l l en d e r  lit. a d re i  Monate, 

n icht abe r sechs Monate, und in d en F ä l l en d e r  l i t. b 

zwar s ech s Monate, n icht a b e r  e i n J a h r ,  s o  tr i tt d i e  B e ­

sch rä nku n g  n ach A b s . 1 e rs t  e i n , w e n n  s e i t  d e r  Entla s s u n g  

a u s  d e r  F r e i h e i t s s tra f e ,  w e n n  e s  abe r n icht z u m  Voll z u g  

e i n e r  F r e i h e i ts s t ra fe z u  ko mme n hat , s e i t  d e m  Ta g d e r  

Rechts kra ft d e r  V e r urte i lu n g  d r e i  J a h r e  v e r s t r ichen s i nd . " 

c) Abs . 6 h at zu lauten:  

"(6) Is t jema n d  m e h r mals v e r u rte i lt worden, s o  s i n d  d i e  B e s timmun g e n d e r  A bs. 1 b i s  4 n u r  a n z uwe nd e n, we n n  für je d e  d e r  Ve rurt e i l u n g e n d i e V o r a u s s e tzungen d e r  Abs. 2 und 3 e rfü l lt s ind und üb e r d i e s  d i e Zahl de r 
Ve r u r teilu ng en na c h  Abs. 1 l i t. a u n d  b ode r A b s . 3 nicht 
m e h r  als d r e i  b e t r ä gt . " 
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Artikel XI 

Änderungen des Strafregistergesetzes 1968 

Im § 3 Abs. 2 des Strafregistergesetzes 1 9 68, 

BGBl. Nr. 277 , in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. 

N r. 101/1972, BGBl. Nr. 797/1974 und der Kundmachung 

BGBl. Nr. 631/1975, hat in der Z. 6 der auf den ersten 

Strichpunkt folgende Satzteil zu lauten: 

"alle vom Strafgericht ausgesprochenen mit Freiheits­

entziehung verbundenen vorbeugenden Maßnahmen , im 

Falle des Ausspruches der Unterbringung in einer An­

stalt für geistig abnorme Rechtsbrecher einschließ­

lich der Angabe , ob die Unterbringung nach § 21 Abs. 

oder 2 StGB angeordnet worden ist;" 
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Artikel XII 

Änderun des Gesetzes zum SChutze der persönlichen 
Freiheit 

(VerfassungSbestimmung) 

§ 9 Abs. 2 des Gesetzes zum SChutze der persön­

lichen Freiheit , RGBl. Nr. 87/186 2 ,  hat zu lauten: 

"Dasselbe ist der Fall , sobald die E ntscheidung 

rechtskräftig geworden ist , bei Verurteilung zu einer 

nicht bedingt nachgesehenen Freiheitsstrafe aber erst, 

sobald der Verurteilte die Strafe angetreten hat. " 
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Artikel XIII 

Änderun& des Militärstrafgesetzes 

In § 2 Z. 4 des Militärstrafgesetzes, BGB1. 

Nr. 3 44/ 1970 , in der Fassung des B undesgesetzes BGB 1. 

Nr. 5 1 1/1974 , tritt an die Stelle des Betrages von 

100. 000 S der Betrag von 200. 000 S. 

Artikel XIV 

Änderung des Geschwornen- und SChöffenlistengesetzes 

Im § 37 Abs. 1 des Geschwornen- und Schöffen­

listengesetzes, BGB l. Nr. 1 35/ 1 946, in der Fassung der 

B undesgesetze BGBl. Nr. 17 5/1 963 und 422/ 1 97 4, wird 

die Obergrenze der Ordnungsstrafe mit 1 0. 000 S fest­

gesetzt. 

Artikel XV 

Änderung des Ausfuhrverbotsgesetzes 

Im § 6 Abs. 2 des Ausfuhrverbotsgesetzes, StGB1. 

Nr. 90/ 1 91 9, in der Fassung der B undesgesetze BGB1. Nr. 2821 

195 8 und 422/1 97 4, tritt an die Stelle des B etrages von 

5. 000 S der Betrag von 1 0. 000 S. 
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Artikel XVI 

Änd�rungen des Devisengesetzes 

Im § 24 Abs. 1 Buchst. a bis d des Devisen­

gesetzes , BGBI. Nr. 162/1946 ,  in der Fassung der Bundes­

gesetze BGBI. Nr. 422/197 4  und 26 4/19 7 8 ,  tritt an die 

Stelle des Betrages von 50. 000 S j eweils der Betrag von 

200. 000 S. 

Artikel XVII 

Änderung des Nationalbankgesetzes 

Das Nationalbankgesetz 1955 ,  BGBI. Nr. 184 , 

in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI . Nr. 494/19 7 4 ,  

wird in seinem § .81 Abs. 1 wie folgt geändert: 

"§ 81. (1 ) Wer Urkunden , die geeignet sind , 

im Verkehr Geldzeichen zu ersetzen (Notgeld , unver­

zinsliche Schuldverschreibungen , auf Inhaber lautende 

Anweisungen ) ,  in Umlauf bringt oder in Zahlung nimmt , 

ist ,  sofern die Tat nicht nach anderen Bestimmungen 

mit strengerer Strafe bedroht ist , vom Gericht mit 

Geldstrafe bis zu 400. 000 S ,  wenn aber der Geld- und 

Sachwert , auf den die vom Täter in Umlauf gesetzten 

oder in Zahlung genommenen Urkunden lauten , den Betrag 

von 200. 000 S übersteigt , mit einer Geldstrafe bis zum 

Doppelten des dem angegegebenen Wert entsprechenden 
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Betrages zu bestrafen. Die Ersatzfreiheitsstrafe für 

die angedrohten Geldstrafen darf ein Jahr nicht über­

steigen. Die den Gegenstand der strafbaren Handlung 

bildenden Urkunden sind einzuziehen. " 

Artikel XVIII 

Änderungen des Marktordnungsgesetzes 

Im 6 .  Unterabsatz des § 58 Abs. 2 und im 

zweiten Satz des § 59 des Marktordnungsgesetzes 

1967, B GB l. Nr. 3 6 /1968, in der Fassung der B undes­

gesetze B GBI. Nr. 808/19 7 4  und 26 9/197 8, tritt an 

die Stelle des Betrages von 100. 000 S jeweils der Be­

trag von 200. 000 S. 

Artikel XIX 

Änderungen des Außenhandelsgesetzes 

Im § 17 Abs. 2 und im § 18 des Außenhandels­

gesetzes 19 6 8, B GB l. Nr. 3 14, in der Fassung des B un­

desgesetzes BGBl. Nr. 401/1974, tritt an die Stelle 

des B etrages von 100. 000 S jeweils der B etrag von 

200. 000 S. 
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Artikel XX 

Inkrafttreten und Vollziehuns 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1985 in Kraft. 

( 2) Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes können bereits von dem seiner Kundmachung fOlgenden Tag an erlassen werden. Diese VerOrdnungen dUrfen frUhestens mit 1. Jänner 1985 in Kraft treten. 

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist hinsichtlich des Art. X z. 3 der Bundesminister fUr Inneres, hinsichtlich des Art. XII die Bundesregie_ rung und im Ubrigen der Bundesminister fUr Justiz betraut. Das dem Bund hinsichtlich Art. IV Z .  11 gemäß Art. 15 Abs. 8 B-VG zustehende Recht hat der Bundes­minister fUr soziale Verwaltung auszuUben. 
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VORBLAtT 

P roblem: 

Der in der v e rgangenen Geset z ge b ung speriode dem N a tio­

nalr a t  vorg elegte Entwur f eines St r a f r e c h t sänd e rungs g e se t zes 

wurd e nur zum Teil ( als St r a fv e r fa h rensänd e rungs ge s e t z  1983) 

v e r ab s c hied et . D i e unerledig t gebliebenen Te i le sollen m i t 

we i teren Änderungsvor s c hlägen in einem St r a fr e c h t sände rungs ­

g e s e t z  1984 ve reint werd e n . Ein Tei l der s e i ner ze i t  vorge­

s c hlagenen Änderungen wir d im Z u s ammenhang m i t d e r  großen 

S t r a fp roz eßreform seine E rle d i gung f ind en . Di e neuen Re form­

pläne s ind noc h keiner Begu t a c h t ung z u ge füh r t  wor d e n .  

Ziel: 

In d en sei t Ink r a f t t reten der großen S t r a f rec h t s r e form 

am 1.1.1975 ve r s t r i c henen Jahren h a t  s i c h  die Änd e rung s ­

b zw . E rgänz ung s b e dUr f t igkeit einzelne r  s t ra f rechtliche r  

Vorschriften ge zeig t . Die se Änder ungen und E r gänz ungen sol­

len in einem S t ra frec h t sänderung s ges e t z  1984 u nt e r ge b r a c h t  

wer d en ,  des sen noc h  nic h t  begu t a c h tete Tei le h i e m i t d e r  B e ­

g u t a c htung zuge fUhr t we r d en . 

I nhalt: 

Wie sc hon vergle i c hb a re Geset z e  soll das S t r a frecht sänd e­

rung s ges e t z  1984 die Änderungen und E r gänzungen meh re rer selb­

s tändig e r  Gesetze enthalten . 

Alterna t i ven: 

Keine . 

Kos t en: 

Die hiemit vorges c hlagenen Änd e r ungen und E rgänzu ngen 

a u f  s t r a f rec htli chem Gebie t lassen zum weitaus g r ö ß t en Teil 

keine z u sät zliche finanzielle B ela s tung erwa r ten .  Be i den 

weni gen A u s nahmen hand elt es s i c h  um Beträge , die i ns ge s am t  

e ine G r enze von 100.000 S i m  J ahr nich t  üb e r s tei gen dür f ten . 
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Erläu teru ngen 

Allgemeine s 

I. G egenstand der vorlie genden Ergänzunge n 

sind im w e s e n tlich e n  folgend e  Punkt e :  

1 .  Anp a s s un g  s ä mtlicher i n  s tr a frec h tlich e n  

und strafverfahrensrec h tlich e n  Vors c hrif t e n  b ezogene n 

Geldbeträ ge ( Art. I Z. 01 , Art. 11 Z. 01 , 33a , 3 4 a  und 

36a , Art . IV Z. 3 und 3b , Art. XIII bis XIX ) ;  s ie h e  

u nten 11. 

2. Verb e s serung von Be stimmung e n  d e s  S tr a f ­

g e setzbuch e s  zur B e k ä mp fung von Korrup t ion und M i ß­

w irtschaft ( Art. I Z. 01 lit. b ,  01a , 1a , 6 b i s 11 ) .  

3 .  Anpas sung der B e s t immungen d e s  S tra f voll­

zugsges e tze s an die Lage nac h  A blauf der i m  S tVAnp a s sungsG 

für die Unterbr i ngun g  g eis t i g  a bnormer Re c h t s bre c her i n  

öffentl i c h e n  Krank e nans t a l t e n  vorges ehenen Fris t ( 31.12 • .  

198 4 ) ( Art. IV Z .  9 b i s  9c ) .  

4. N e u f a s sung der B e s t immungen ü ber die b e ­

d i n g t e  E n tlas sung nac h Verbüßung von zwe i  Dri t t eln e iner 

Fre ihe i t s s trafe ( Ar t. I Z. 01b ) .  

5. Vers c härfung d er S trafbes timmungen gegen 

Kinde smißhandlung ( Ar t. I Z. 2 a ) .  
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6 .  Entfall der Qualifikation des Gesellschafts_, 

Transport- und Dienstdiebstahls ( §  127 Abs. 2 StGB) (Art.I 

z. 3). 

7. Entfall des Ausschlusses der Möglichkeit 

einer priVilegierten Behandlung in besonders leichten 

Fällen beim Gesellschaftsraub ( §  142 Abs. 2 StGB) (Art.I 

z. 4). 

8. Freigabe der zur Abwendung einer Unter­

suchungshaft erlegten Kaution im Falle der Verurteilung 

zu einer unbedingten Freiheitsstrafe erst mit dem An­

tritt der Strafe ( §  192 StPO, § 9 des Gesetzes zum 

Schutze der persönlichen Freiheit) (Art. 11 Z. 17a, 

Art. XII). 
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$ . •  V o r ke h r u n gen für die raschere Uber ­

stellung zu einer Freiheitsstr a fe ver u r tei l ter Per­

sone n  aus der Unters u c hungs - in die S tr a fh a ft (§§ 2 9 6a, 

477 StPO ) ( A r t . 11 Z. 33a, 46 a ) . 

1Q. Verbo t einer Exeku tio n s füh r u n g  a u f  s o g. 

Eigengeldg u t h aben S t r a f gefangener bis z um monatlichen Existenz-

minimum ( Ar t . IV Z. 3 b, A r t. I X ) . 

11. Ermö glic hung einer A b l öse des Emp f a n ges von 

Lebens mittel p a ke ten im S trafvo l l z u g  du r c h  Freigabe von 

Eigen geld für den Eink auf in der A n s t a l t  (§ 9 1  S tVG ) 

( Art . IV Z .  5a). 

12. Verbesserung der Rec htsstel l u n g  geistig a b ­

n o r mer Rec h t s b recher i m  V o l l zu g  ( " T aschengeld" , So zia l -

hil fe ) ( A rt . I V  Z .  9c und 1 1 ) . 

13. Berüc ksic h tigung der Ano rdnung der Un t e r brin� 

gung zurechnun gsu n fähiger geis t i g  a b n o r mer Rec htsb rec her 

dur c h  die S tr a f geric h te im Til g u n gsgese t z  u nd im S t raf­

registe r gesetz ( Ar t .  X Z .  1 u nd 2, Art . XI ) .  

14. Erweiter ung des Umfa n gs der Verur teil u n gen, 

über die a us dem S t ra f regis ter nur bes c h r ä n kt A uskunft 

zu e r teilen is t ( Ar t . X Z .  3 ) .  
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11. Bereits die Regierungsvorlage eines Straf­

rechtsänderungsG 1982 hatte die Anpassung einer Rei he 

strafrechtlicher Bestimmungen an die Entwickl ung des 

Gel dwertes vorgesehen. Ein Teil dieser Anpassung ist 

im Rahmen des Strafverfahrensänderungsgesetzes 1 983 

mit 1:7 . 19 83 in Kraft getreten. Bei der Neueinbri ngung 

der noch unerledigten Teile der RV 1982 sol l nun die 

erforderl iche Anpassung auf al l e  in Betracht kommenden 

strafrechtl ichen Bestimmungen ausgedehnt werden. Dabei 

wird neben der Berücksichti gung der Geldwertentwick­

l ung auch eine Verringerung der derzeit bestehenden 

Viel fal t verschieden hoher Beträge angestrebt. Im 

einzel nen wird vorgeschl agen (die in Klammern beige­

fügten Zahlen sind diej enigen Werte , die sich nach der 

Steigerung des maßgebenden Verbraucherpreisindex seit 

dem Monat der Beschl ußfassung des National rates über 

die l etzte Festsetzung des betreffenden Betrages er­

geben würden): 

Artikel I (Strafgesetzbuch ) :  

Art. I Z. 01 (§ 19 StGB ) : 

Erhöhung der Mindest- und Höchstbeträge für 

den Tagessatz bei der Geldstrafe von 20 und 3. 000 

auf 30 und 4. 500 S (34 und 5 .124 S) . 
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Artikel 11 (Strafprozeßordnung): 

Art. 11 Z .  01: 

Erhöhung der Obergrenzen der verfahrensrecht­

lichen Ordnungs- , Beuge- und Mutwillensstr�fen von 

5. 000 auf 10. 000 S (B . 19 0  S). 

Art. 11 Z .  33a (§ 316 StPO): 

Erhöhung des Wertbetrages, ab dem ein bei einem 

Beschuldigten gefundenes bedenkliches Gut in einem ge­

sonderten Edikt. bekanntgemacht werden muß ,  von 900 

auf 2. 500 S (2. 461 S). 

Art. 11 Z .  3 4a (§ 381 StPO): 

Erhöhung des Betrages, bei dessen tlberschreitung 

bestimmte mit der DurchfUhrung eines Strafverfahrens 

verbundene Kosten dem Ersatzpflichtigen gesondert zu 

verrechn�n sind, von 250 auf 500 S (580 S). 

Art. 11 Z .  36a (§ 408 StPG): 

Erhöhung des Wertbetrages , bei dessen Uberschrei­

tung verfallene oder eingezogene Gegenstände der Finanz­

landesdirektion zur Verfügung zu stellen sind, von 15.000 

auf 30.000 S. Diese Erhöhung erfolgt in Anpassung an den 

zur Durchführung des Art. XII Abs. 13 des Bundesfinanz­

gesetzes 1984 , BGB1. Nr. 1 ,  ergangenen Erlaß des BMF, 

FVB1. 1984/1 ,  Anlage B 16 lit. f Z .  4 ) . 
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Artikel IV (Strafvollzugsgesetz) : 

Art. IV Z .  3a (§ 3 2  StVG): 

E rhöhung der Wertbeträge, bis zu denen unter 
bestimmten Voraussetzungen das BMJ bzw. der Anstalts­
leiter auf die Geltendmachung von Ersatzansprüchen 
gegenüber Strafgefangenen verzichten können , von der-, 

zeit 10. 000 bzw. 5 00 S auf 3 0 . 000 bzw. 1. 5 00 S. Für 
diese E rhöhung gelten sinngemäß die zu Art. II Z. 3 6a herausgestellten Gesichtspunkte. 

Art. IV Z .  6a (§ 113 StVG) : 

Erhöhung des Höchstbetrages der als Ordnungs_ 
strafe für bestimmte mit einer finanziellen Beein­
trächtigung des Bundes verbundenen Ordnungswidrig_ 
keiten vorgesehenen Geldbuße von derzeit 5 00 auf 
1. 500 S ( 1 . 13 7 S; es empfiehlt sich j edoCh eine . 

übereinstimmung mit dem niedereren der beiden in 
§ 32 Abs. 1 StVG aufscheinenden Beträge). 
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Artikel XIII (MilitärstrafG): 

Erhöhung des Wertbetrages von 100 . 000 S ,  bei dessen 

Uberschreitung ein Vermögens schaden einen bei manchen Straf­

bestimmungen strafbegrUndenden, bei anderen Bestimmungen 

strafsatzerhöhenden "erheblichen Nachteil" darsbellt, auf 

200 . 000 S in Ubereinstimmung mit der höheren der beiden 

Wertgrenzen 
'
im Besonderen Teil des StGB (Art. I Z. 2 der 

Regierungsvorlage 1982 ) . Die Wertgrenze von 10 . 000 S, 

bei deren Uberschreitung die fahrlässige Beschädigung 

von Heeresgut nach § 32 MilStG mit strengerer Strafe 

bedroht ist, stimmt mit der niedereren der beiden Wert­

grenzen im BT des StGB Uberein. Sie soll zur Verringe-

rung der derzeit bestehenden Vielfalt einschlägiger Be­

träge beibehalten werden. 

Artikel XIV(Geschwornen- und Schöffenlistensesetz): 

Erhöhung der Obergrenze der Ordnungsstrafe gegen 

säumige Geschworne und Schöffen von 1. 800 auf 10. 000 S 

in Angleichung an die Obergrenzen der übrigen verfah�ens­

rechtlichen Geldstrafen (Art. 11 Z. 01). 

Artikel XV(Ausfuhrverbotssesetz): 

Erhöhung des strafsatzändernden Wertbetrages von 

5. 000 auf 10. 000 S in Ubereinstimmung mit der entsprechen­

den Anpassung insbesondere im BT des StGB. 
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Artikel XVI (Devisengesetz) :  

Erhöhung des zuletzt durch die StG-Novelle 1963, 

BGBl. Nr. 17 5, festgesetzten Wertbetrages, bei dessen 

Uberschreitung die Zuständigkeit der Strafgerichte an­

stelle der Verwaltungsbehörde zur Ahndung bestimmter 

Verstöße 'eintritt , von 50. 000 auf 200. 000 S in.Uberein­

stimmung mit der vergleichbaren Anpassung im BT des 

StGB. 

Arti kel XVI I (Na t ional bankgesetz ) : 

Erhöhung des Wertbetrages, ab dem Geldstrafe bis 

zu einem Vielfachen dieses Betrages angedroht wird, von 

3 0. 000 S auf 200. 000 S in Angleichung an die höhere 

der beiden Wertgrenzen im BT des StGB (vgl. auch oben 

Art. VI I I  und X I ) .  Zugleich soll die derzeit bei den 

Strafdrohungen gegebene ungewöhnliche Aufeinanderfolge 

einer Tagessatz- und Summengeldstrafe beseitigt und 

die Androhung einer Geldstrafe bis zum Zehnfachen (!) 

des Wertbetrages auf das in vergleichbaren Fällen -

etwa nach den § §  33 Abs. 2 ,  35 Abs. 4 usw. FinStrG -

übliche Maß des Zweifachen dieses Betrages zurückge­

nommen werden. Ebenso war die bisher fehlende An­

drohung einer Ersatzfreiheitsstrafe nach dem Vorbild 

des § 20 Abs. 2 FinStrG nachzutragen. 

Art. XVI I I  und '. XIX (Marktordnungsgesetz , 

Außenhandelsgesetz ) :  

Erhöhung der Wertbeträge, bei deren Uberschreitung 

die Zuständigkeit der Strafgerichte anstelle der Verwal­

tungsbehörden zur Ahndung bestimmter Verstöße eintritt, 
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und der gleich hohen Ober grenze der Wertersatzstrafe in 

§ 1 8  AußenhandelsG von 1 00 . 000 auf 200 . 000 S in über­

einstimmung mit der vergleichbaren Anpassung im BT des 

StGB. 

111. Die Zuständigkeit des Bundes zur Gesetz­

gebung auf den durch die Ergänzung betroffenen Rechts­

gebieten gründet sich auf Art. 1 0  Abs. 1 Z. 6 (Straf­

rechtswesen; Einrichtungen zum Schutz der Gesellschaft 

gegen verbrecherische, verwahrloste oder sonst gefähr­

liche Personen; Zivilrechtswesen) , im Fall des vorge­

schlagenen Art. IV Z .  1 0  auf Art. 1 2  Abs. 1 Z .  1 B-VG 

(Armenwesen) und im Fall des vorgeschlagenen Art. XII 

auf Art. 1 0  Abs. 1 Z. 1 B-VG (Bundesverfassung). 

IV. Finanzielle Auswirkungen: Durch die vorge­

schlagenen Ergänzungen werden die finanziellen Auswirkun­

gen des noch nicht verabschiedeten Teiles der Regierungs­

vorlage eines Strafrechtsänderungsgesetzes 1 982 im Er­

gebnis nicht geändert. Die neu vorgesehene Anhebung sämt­

licher strafrechtlicher Wertgrenzen- und Geldstrafenbe­

träge stellt im wesentlichen eine bloße Anpassung an 

die Geldwertentwicklung dar und mUßte so gesehen 

letztlich aufkommensneutral sein. Einige der 
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vorgeschlag e n e n  Neuerung e n  werd e n  wei t ere Zus t ä n digkeits ­

verschie bungen in Rich tung einer En tla s tun g  von G erich t e n  

mit a u fw e n digeren V er fa hre n zugun s t e n  einer B el a s tung von 

G erichten mit we niger a u fwe n d i ge n  V erfahren und d a mi t  e i n e  

Verringerun g d e s  G e s a m t au fwa n d e s  erge b e n  ( z . B .  Art .  I 

Z. 3 und 4 ) . Die meis t e n  ü brig e n  Ergän z u n g e n  la s s e n  je d e n ­

falls kein e zus ä t zliche n  B ela s tun g e n erwart e n ;  b e i  d e n  

w e nigen Aus n a h m e n  - Art . I V  Z .  3 b, 9c ( te ilweis e )  und 

1 1 - h a n d el t  e s  sich um B e träge,  die i ns g e s a m t  eine 

Gren z e  von 100.000 S im Jahr nicht ü b ers t e i ge n  d ü rf t e n . 

V .  D a s  Bun d e s minis t erium für Jus tiz erwä g t  - a b ­

ges eh e n  von d e m  Vorh a b e n  einer G e s am t erneue rung d er S t P O  -

a u f  d e n  i n  d er RV e in e s  S tra frech t s ä n d erungs ge s e t z e s  1982 

in V erbindung m i t d e n  vorliege n d e n  Ergä n zun g e n  un d Änd e ­

rung e n  b e h a nd e l t e n  Rech t s ge bie t e n  e i n e  Reih e w e i t erer 

Ä n d erung e n, zu d e n e n  Fa s sungsvorschlä ge vord erh a n d  t e ils 

vor a lle m mit Rück s ich t  d arauf noch n ich t aufge nomme n 

word e n  sind , d a ß  d a durch d a s  G e s e t z e svorha b e n  i n s ge s a m t  

zu umfangre i ch u n d  s o  s eine weit ere B e h a n dlung erschwert 

wer d e n  kön n t e , t eils vor a l le m  m i t Rücksich t a u f  man ge l n d e  

Spruchreif e . D a s  Bun d e s min i s t erium für Jus tiz wür d e  e s  

je d och b e grü ß e n , w e n n  im R a h m e n  d e s  ergä n z e n d e n  B e gu t ­

ach tungsverfahre n s  auch zu d en folge n d e n  Vorschlä g e n  

Stellung g e nomm e n  werd e n  k ö n n t e : 

1. Die S tra fb e s t i mmung e n  g e g e n  Ein bruchs die bs tahl 

(§ 129 Z .  1 bis 3 S tG B ) k ö n n t e n  dah i n  geä n d ert werd e n , 

d aß die Ta t ers t b e i  B e gehung a n  e i n er Sache, d ere n Wert 

10.000 S ü b ers t eig t , m i t  Fre i he i ts s tra f e  von s ech s Mona t e n  

bis zu f ü n f  J ahre n, son s t  nur m i t Fre i he i t s s tra f e  b i s  z u  

d rei Jahren b e droh t w ird . 
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2 . D i e  S tra fbe s t i mmung gege n Un treu e  ( §  153 S tGB) 

könn t e  d a h i n  geä n d er t  werd e n , d a ß  n e b e n  d e m  b i sh e r  alle i n  

s tra f b aren w i s s e n t l i ch e n  M ißbra u c h  von Be f ugn i s s e n  a u c h  

e i n  bloß vors ä t z l i ch er M i ßbra u c h  un ter S tra fe ge s tellt 

w ird . 

3 .  D i e  Bes t i mmung b e tre f fe n d  f als c h e  Bewei s a u s ­

s age vor e iner V e rwaltungs b e hörd e  (§ 289 S tGB ) kön n t e  d a ­

h i n  ergä n z t  werd e n , d a ß  d e r  S tra fdro hu ng a u c h  u n t er l i e g t , 

wer b e i  s e in er n i e d ersc hri f tl i c h e n  V e rn e h mung zur S a c h e  

als Au s k un f t s p erson d urch e i n  ö f f e ntl i c h e s  S i c h e rh ei t s ­

organ fals c h e  A nga b e n  mac h t , w e n n  d i e Ta t n i c h t  n a c h  a n d e ­

r e n  Be s t i mmungen m i t s trengerer Be s tra fung b e d roh t i st .  

4. Im Bere i c h  d e r  Be s t e c hungs d e l i k t e  kön n t e  e in e r  

m i t  e i n e r  Ar t S c h a d e n sgu tma c hung verbu n d e n e n  S elb s t an­

z e ige s tra faufhe b e nd e  W i rkung z uerka n n t werd e n . 

5. Zur S i ch erung d e r  E i n bri ngung z u  erwart e n d er 

Ge l ds trafen könn t e  n a c h  d e m  Vorbild d e s  § 207a F i n S trG 

a u c h  i m  allge m e i n e n  gerich tlich e n  S trafverfahre n s c hon 

vor d e m  Vorl i eg e n  e i n e s  S tra ferk e n n t n i s s e s  d i e  Mögl i c h ­

ke i t  d e r  Erlas s ung e i n s twe i l iger Verfügungen geg e n  d e n  

Be s ch uld ig t e n  vorge s e h e n  werd e n , d am i t  e n ts pre c h e nd e  Ver­

mögens b e s ta n d te i l e  b i s  z ur V olls tre c kb arke i t  d e s  Urt e i l s  

d e m  b ehördli c h e n  Zugr i f f  erh a l t e n  ble i b e n . 

6 .  Zur V orbere i t u ng der b e d i ngte n  E n tla s s u ng 

aus d e m  Voll z ug i ns b e sond ere d e r  Un t e rbringung i n  e i ner 

Ans talt für ge i s t ig a bnorme Re c h tsbre c h e r  kön n t e  e i n e  

z e i tl i c h  b egre n z te Un t erbre c hung d e s  Vollz uge s vorge­

s e he n  werd e n .  
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VI. Im vorhergehenden Punkt wurde bereits auf das Vorhaben einer Gesamterneuerung der Strafprozeßordnung hingewiesen. Der im Bundesministerium für Justiz einge­richtete Arbeitskreis für Grundsatzfragen einer Erneue­rung des Strafverfahrensrechtes hat nach mehrjähriger Arbeit bei einer zweitägigen Sitzung am 17. und 18. Oktober 1983 seine Arbeiten abgeschlossen. Auf Grund der Ergebnisse dieser Beratungen hat das Bundesmini_ sterium für Justiz die Arbeiten an einer neuen Straf­prozeßordnung begonnen. Es ist beabsichtigt, diesen Entwurf noch im Laufe dieses Jahres zur allgemeinen Be­gutachtung zu versenden. 

Im Hinblic k  auf diese Beschleunigung der Arbeiten zu einer umfassenden Reform des Strafverfahrens_ rechtes sollen in den Entwurf eines Strafrechtsände_ rungsgesetzes nur solche strafprozessuale Bestim_ mungen aufgenommen werden, deren alsbaldige Erlassung bzw. Änderung dringend notwendig erscheint. 

VII. Soweit möglich, ist die Bezeichnung der 
Bestimmungen unter Bedachtnahme auf die in der Re­gierungsvorlage 1982 vorgenommenen Bezeichnungen ge­wählt worden. 
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Zu den einzelnen Bestimmungen 

Zu Art. I (Änderungen des Strafgesetzbuches ) 

Zu· Art. I Z. 01 (§ 1 9  StGB ) : 

a) Zur Änderung des Abs. 2 siehe oben unter 

Allgemeines 11. 

b )  Die durch das 11. AntikorruptionsG eingeführte 

Haftung der Eigentümer des Unternehmens für die Verfalls­

ersatzbeträge aus der Verurteilung wegen strafbarer Hand­

lungen, die ein leitender Angestellter des Unternehmens 

in dieser Eigenschaft begangen hat , soll auch auf Geld­

strafen wegen solcher Verurteilungen erstreckt werden. 

Vergleichbare Regelungen stehen schon derzeit in ein­

zelnen Sondergesetzen in Geltung, so z.B. in § 28 

FinStrG und § 3 5  MedienG. 
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Zu Art. I Z. 01a ( §  19a StGB): 

Bereits die Strafrechtskommission hatte in erster 

Lesung vorgeschlagen, gegen Täter, die aus Gewinnsucht 

gehandelt haben, die Möglichkeit der Verhängung einer 

Geldstrafe im Ausmaß des angestrebten Gewinns vorzu­

sehen. Ein ähnlicher Rechtsgedanke hat in § 6 des Sucht­

giftgesetzes seinen Niederschlag gefunden. In jüngster 

Zeit ist seine Verwirklichung vor allem im Zusammenhang 

mit der Aufdeckung und Verfolgung aufsehenerregender 

Fälle von Korruption und Mißwirtschaft gefordert worden 

(siehe die Empfehlung der FPö im Bericht des Unter­

suchungsausschusses im Zusammenhang mit dem Bau des 

Allgemeinen Krankenhauses in Wien, 670 Blg. NR XV. GP, 

IV 15). 

Soweit die unrechtmäßige Bereicherung sich in der 

Zuwendung eines Vermögensvorteils erschöpft, der dem 

Verfall nach § 20 StGB unterliegt, hat es bei diesem 

Verfall sein Bewenden. Zahlungen, die der Täter an 

Personen, die durch die strafbare Handlung geschädigt 

worden sind, zur Befriedigung ihrer Ansprüche leistet, 

wirken sich gleichfalls im Sinn der angestrebten Ab­

schöpfung der Bereicherung aus; sie sollen daher auf 

den Geldbetrag angerechnet werden. 
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Wird d er G eldbetrag nicht ge z a hlt u n d  kann e r  auch 

nicht vom Verurteilte n eingebracht werd e n , so solle n  in 

e ntsprech e n d e n  Zeitab stän d e n  weitere Einbringu ngs v ersuch e  

unternomme n  werden . Die A ndrohu ng einer Ers atzfreiheit s ­

strafe wird dagege n hier ebe n sowenig vorge s e hen wie i m  

Fall d e s  Verfalls ersatz-Geldb etrage s nach § 20 A b s . 2 StGB. 

Die A nrechnung von Zahlungen an G e schädigte a u f  d e n  

Geldbetrag soll sowohl bis zur Urteils fällung als a uch 

danach s tattfinden . Die s wird e rforderliche n falls d urch 

Einfügung eines entsprechenden § 409b in die Straf­

prozeßord nung klarzu stelle n s ein . Ob e s  in dies em Zu­

s ammen ha ng noch b e sonderer Vorschriften im Tilgungs G 

b e darf, wird nach A b schluß des Begutachtungs verfahren s  

nochmals geprüft werd e n . 
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Z u  Art . I Z .  01b . ( §  46 Abs . 1 StGB): 

I. Die b e din g t e  En t l a s su n g  n a c h  V erbüßung 

von zwe i Dri t t e l n  einer Fre i h eit s s tra fe i s t  d erz e i t  

a n  d i e  Voraus s e t zungen geknüp f t , d a ß  d er R e c h t s ­

bre c her m i n d e s t e n s  s e c hs Mona t e  verbüß t h a t , an ­

zun e h m e n  is t ,  d a ß  er i n  der Fre i h eit keine weit eren 

s tra f b are n H a n d l ungen b eg e h e n  werd e ,  und e s  nic h t  d er 

VOl l s trec kung d e s  S tra fre s t e s  b e d arf , um d er B e ge hung 

s tra f b arer H a ndlun gen durch a n d ere e n t ge ge n zuwirk e n . 

Dur c h  d i e s e  Voraus s e t z u nge n werd e n  be­

d i ng t e  En t l a s s un g e n  in ein em Aus maß ers c hwert , das 

s c hon d e s h a l b  nic h t  wüns c h e nswert i s t , weil d i e s e  

Form d er E n t l a s sung erfahrun gsgemäß b e s s ere Chanc e� 

für d i e  B e s s erung Verur t e i l ter b zw . für die Ver­

me i dung von Rüc k fä l l e n  b i e te t  a l s  d i e  En t l a ss un g 

n a c h  vol l s t ä n d i ger Verbüßu ng . E s  e m p f i e h l t s i c h  

d ah e r , d i e  B e d i n gun g e n  i n  ä h n l icher W e i s e , w i e  d i e s 

i n  d er R V  e i n e s  Ju g e n d ger i c h t s ge s e t z e s  1 9 83 für d i e  

w e g e n  Juge nd s tra ft a t e n  V erur t e i l t e n  vorge s c h l a ge n  

word e n  is t, auch im a l l ge mein e n  S tra fre c h t  n e u  zu fas s e n . 

Nac h  d er RV  zum S tGB sol l t e e i ne b e din g t e  

En t l a s sung ers t n a c h  V erbüßung einer S trafz e i t  v o n  

we nigs t e n s  s e c h s  Mo n a t e n  zuläs s i g  s ein , d i e s  in d er 

Erwä gung , d a ß  eine resoz i a lisiere n d e  Einwirkung a u f  

d e n  Verurt eil t e n  ( n i c h t  s c hon w ä hre n d  d er Un t er­

suc hungs h a f t , son d e rn) ers t i n  d eJ' S tra fhaft mög-
l i c h s e i  und ers t a b  d i e s e m  IvJ i nd e:3t maß Er fol g v er's preche. 
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Der JA hat j edoch auf das Erfordernis der Verbüßung 

in der Strafhaft verzichtet , um Personen , die einen 

Teil ihrer Strafe bereits durch eine angerech nete 

Untersuchungshaft hinter sich gebracht haben , nicht 

schlechter zu stellen. Damit ist nun der Begründung 

für das Erfordernis eines mindestens sechsmo natigen 

Freihei�sentzuges z. T.  der Boden entzogen worden. 

Tatsächlich werden bekanntli ch seit vielen J ahr­

zehnten im Gnadenweg bedingte Entlassungen auch 

bei kürzeren Strafen vorgenommen. All erdings wäre 

es offenbar nicht sinnvoll , das I nstrument der be­

dingten Entlassung auch für Strafen im Ausmaß von 

wenigen Wochen oder Monaten allgemein vorzusehen. 

Darüber , wo hier die Grenze liegen soll , sind ver­

schiedene Auffassungen möglich. Die RV eines J GG 

1983 hat die Grenze bei einem Monat angesetzt , 

§ 57 Abs. 1 Nr. 1 dStGB öei zwei Monaten , Art. 38 

Z .  , des Schweizerischen StGB bei drei Monaten. Der 

vorliegende Entwurf entscheidet sich ebenfalls für 

drei Monate. Damit wird unter dem Gesichtspunkt 

der zeitlichen Voraussetzungen eine bedingte Ent­

lassung durch Richterspruch bei allen dieses Aus­

maß übersteigenden Freiheitsstrafen möglich. 

I n  sachlicher Hinsicht ersetzt der Entwurf 

das Erfordernis der Annahme ,  der Entlassene werde 

keine weiteren strafbaren Handlungen bege hen ,  i n  

Ü bereinstimmung mit der RV eines J GG 1983 nach dem 

Vorbild des § 57 Abs. 1 dStGB durch die Wendung, daß 

es verantwortet werden kö nne zu erproben , ob der 
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Entlassene keine solchen Handlungen mehr begehen werde. 

Diese Wendung wird der Entscheidung , um die es im Regel­

fall einer bedingten Entlassung geht, und den dafür vor­

handenen Grundlagen besser gerecht als die vom geltenden 

Recht geforderte mehr oder minder eindeutig positi ve 

Prognose . 

' Die Erwägung , ob es der VOllstreckung de s 

Strafrestes bedarf , um der Begehung strafbarer Hand­

lungen durch andere entgegenzuwirken , soll anders als 

nach geltendem Recht künftig - wiederum in Überein­

stimmung mit der RV eines JGG 1 9 8 3  und den zuvor er­

wähnten ausländischen Vorbildern - für den Regelfall 

der bedingten Entlassung außer Betracht bleiben. 

Änderungen im Bereich der bedingten Entlassung 

schon nach VerbU ßung der Häl fte de r Strafe ( §  46 Abs. 2 

StGB) werden nicht vorgeschlagen . Wege n der Bezugnahme 

auf die Voraussetzungen des Abs . 1 in dieser Gesetzes­

steI le wirkt sich allerdings die im letzten Absatz er­

wähnte Neuerung hinsichtlich des Wegfalle s general­

präventiver Erwägungen auch hier aus. Zur Gä nze unbe ­

rÜhrt sollen dagegen die Besti mmungen übe r die bedingte 

Entlassung aus einer lebenslangen Fre ihe itsstrafe 

bleiben ( §  46 Abs . 4 StGB ) ; dies erscheint schon i n  

Anbetracht der Sonderstellung gerechtfertigt , die 

diese Strafe einnimmt . 
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1 1 . Vie l fa c h  wir d e s  a l s  u n b e f rie d i ge n d  emp fun­

d en , daß d a s  e rk e n n e n d e  G e ric h t  keine Mö glic hk ei t  h a t, a u f  

die E n t s c h e i d un g  üb e r  die b e d i n g t e  E n t l a s s ung E i n f l uß z u  

n e h me n . Zwa r  wä r e  e s  u n z u l ä s s i g ,  eine S t r a fe n u r  d e s ha l b  

s tr e n ge r  z u  b e me s s e n , d a m i t d e r  V e ru r teil t e  a u c h  im F a l l  

e i ne r  b e d i ng t e n  E n t l a s s u n g  e i n  vo m G e ric h t  für angeme s s e n  

e r a c h t e te s  M i n d e s tmaß z u  v e r b ü ß e n  ha t ( E v B I . 1 97 0 / 1 7 0 ) . 

Zu e rwä gen wä r e  j e do c h , d a s  e r k e nn e nd e G e ric h t  v o n  vo r n ­

h e r e i n  zu einem - mit S t ra fb e r u f u n g  b e k ä mp fbaren " S p e r r ­

b e s c h l uß" z u  e rmä c h tige n , d e mzu fo l ge mi t R üc k sic h t  a u f  

die S c hw e r e  d e r  Ta t ein e b e d i n g t e  E n t l a s s u n g  j e d e n fa l l s  

n i c h t  v o r  V e rbüßung von zwe i D r i t t e l n  d e r  S tr a fe e r fo l ge n  

d ar f .  I m  Z ei t p unk t d e r  V e ru r t e i l u n g  nic h t  vorh e r s eh b a r e  

U ms t ä n d e, die s p ä t e r  d o c h  e i n e  s o l c h e  frühe re E n t l a s s u n g  

n ah e l e ge n , k ö n n t e n  d a n n  imme r n o c h  i m  G n a d e nweg b e rü c k ­

sic h tigt w e r d e n . 

48/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 51 von 84

www.parlament.gv.at



- 20 

Zu Art. I Z. 1 a  ( §  64 StGB ) : 

Die Strafbestimmung gegen Hehlerei ist aus 

Anl aß eines spektakulären E inzel falles (J BY. 1 982, 

660)  durch das II. AntikorruptionsG auf den - zweifel ­

l os strafwürdigen - Fal l erstreckt worden , daß Ver­

hehl ungsh andl ungen wissentlich in bezug auf einen Ver­

mögensbestandteil begangen werden, in dem sich der 

Wert eines durch die Begehung einer mit Strafe be­

drohten H andl ung erl angten oder für ihre Begeh ung 

empfangenen Gel dbetrages oder einer solchen Geldforde­

rung verkörpert. Die damit geschlossene L ücke scheint der 

Aufmerksamkeit der Gesetzgebung anderer Staaten bisher 

entgangen zu sein. Bei Begehung der neu unter Strafe ge­

stel l ten H an dl ungen im Ausl an d kann es dah er nur dan n 

zu einer inl ändischen Strafverfolgung kommen, wenn der 

sonst übliche Grundsatz des E rfordernisses der Straf­

barkeit auch nach dem Recht des Tatorts durchbrochen 

wird, m. a. W. , wenn die H ehl erei un ter diej enigen straf­

baren Handlungen aufgenommen wird , die ohne Rücksicht 

auf die Gesetze des Tatorts bestraft werden. Ein Straf­

bedürfnis besteh t aber im gegebenen Zusammenhang nur 

insoweit , al s die Vortat im I n l and begangen worden 

ist. 
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Z u  A r t . I Z .  2a ( §  9 2  S tGB ) : 

I n  j üngs ter Z e i t  haben e i n i ge s c hwere F ä l l e  

von K in d e s mi ßhandl ungen sowohl i n  d e r  Bevö l k e rung a l s  

auc h i n  d e n  M e d i e n  d e n  R u f  n a c h  G e genmaßnahme n , u n t e r  

anderem a u c h  d i e  Forde rung n a c h  s � re nge r e r  Be s tr a fung 

d e r  Tä te r , l au t  werden l a s s e n . 

D a s  BMJ i s t  zwa r n i c h t  d e r  A n s i c h t , daß 

e i ne Ä n d e rung d e r  i n  B e t r a c h t  komme nden S t ra fbes t i mmun­

gen b e i  d e r  E indämmung von K i n d esmißh a n d l ungen e i ne n  

aus s ch l agge b e n d e n  B e i trag l e i s ten kann . Z u  e i ne r  

s o l c h e n  E i nd ä mmung bedürfte e s  v i e l mehr a n d e r e r  Maß­

nahme n , z u  denen in ers ter L i n i e  das  H i na rb e i t e n  a u f  

e ine Wand l ung d e r  E i n s t e l l u ng d e r  G e s e l l s c h a f t  g e ­

h ör t .  H i e r  müßten sowohl d i e  P e rsonen ange s p r o c h e n  

werden , d i e  gegen K inder  gewal t s am vo r ge he n , a l s  

auch j e ne , d i e  von s o l c h e n  G e s c h e hn i s s e n  K e n n t n i s  

e r l angen u n d  d arüber h i nwe gseh en . W e i tere w i c h t i ge 

Maßnahme n s owohl von ö ffen t l i ch e r  a l s  auch  von p r i ­

v a t e r  Se i te könnten i m  A u s b au von E r z i e hungsbe­

r a tungs- und E r z i eh ungs hi l fe s te l l en , von K i n d e r - und 

J ugend s c h u t z z e n tren und ähnl i c he n  E i nr i c h tungen mi t 

Bera tungs- und B e treuungs funk t i o n  für Fami l i e n  i n  

K r i s e ns i tua t ionen und d i e  b e t ro ffenen K i n d e r  s e l b s t  

l ie gen . B e i  s o l chen E in r i c h tungen kann d ami t ge­

rechnet w e r de n , daß s i e z . B .  von N a chbarn eher  ange­

r u fe n  werden als d e r ze i t  Po l i z e i  und J us t i z . 
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Ungeac h t e t  d e r  vorrangige n  W i c h t igke i t  anderer 

Maßnahmen e r s c he i n t  aber doch auch eine ver s c h ä r fende 

Ä n derung der e i n s c h l ägi gen S t rafbes t i mmung i nso fern an­

gebrac h t , als  d a d urch j e d enfal l s  dem a l l fä l l igen E i n­

d ru c k  d e r  w i d e r s p ruchs l o s e n  H i nnahme e i n e r  wenn auch  

nur ge l e gen t l i ch e n  Baga tel l i s i erung von K i nd e s mi ß ­

h a n d l unge
'
n d e mons tra t i  v e n tgegengewi rkt w i r d . D e r  E n t ­

wur f  s C h l ä gt h i e z u  vor , d i e  S t r a fobergre nze d e r  Grund­

s tra fdrohung des § 92 S tGB von zwe i auf drei J a h re 

anzuhebe n . Z u gl e i c h  kann i n  Abs . 3 d e r  b i s h e r  mi t 

F r e i he i ts s t ra fe b i s  zu d rei Jahren b e d ro h te F a l l  der  

durch d i e  Tat  herbe i ge fü h r ten s c hweren Körperver-

l e t z un g  e n t fa l l en und dabei  d a s  bei  der  Vera b s c h i e d ung des 

S tG B  h i n s i c h t l i c h  der ans c h l i e ßenden S trafdrohung 

bis z u  fün f  J a h re n  o ffenbar u n t e r l a u fene V e r s e h e n  

d e s  F e h l ens e i ne r  Untergrenze i n  ü b e re i n s t i mmung 

m i t  der im ü b r i gen beoba c h t e t e n  S t rafs a t z b i l d u n g  

korri g i e r t  werden . 
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Zu A r t . I Z .  3 ( § 1 27 Abs . 2 S tGB ) : 

D i e  RV d� s S tG B  h a t te für a l l e  n i c h t  we i t e r  

b e s c hwerten Fäl l e  des D i e b s tahl s ,  d e r  Ve runtreuung , d es 

B e t r uges usw . j ewe i l s  e i ne F r e i he i t s s tra fd rohung b i s  zu 

e inem Jahr  ( o d e r  G e l d s t r a fe ) vo rge s ehen . Bei - d e n  Be­

r a tu ngen i m  Jus t i zaus s c h uß i s t  d ie s e  S t rafdro hung 

d u r c hwegs auf F r e i h e i t s s t r a fe bis zu s e chs Mona ten 

( od e r  G e l d s tra fe ) herabge s e t z t  wo rden . H i e für war 

insbesondere die über l e gung maßge be nd , daß die be­

t r e ffenden s tr a fbaren H a n d l ungen ( we i te rh in )  in d i e  

Zus t ä n d i gke i t  d e r  Bez i r ks ger i c h te fal l en s o l l t e n , 

w e l c hen G e r i c h ten man w i e d erum n i c h t  d i e Z u s t ä n d i g­

kei t z u r  Ahnd ung s t rafbarer H a n d l u ngen e i nräumen 

wo l l te , d ie mi t e i ner mehr als s e c h s mona t i gen F r e i ­

he i ts s t r a fe b e d r o h t  s i n d . A n l ä ßl i c h  d i eser  a l l geme i nen 

S tr a fs a tz e rmä ßi gung war nun d e r  J u s t i za u s s c huß d e r  

Ans i c h t , b e i m  D i ebs tahl f ü r  e ine R e ihe von F ä l l e n  

d oc h  d en S t ra f s a t z  b i s  z u  e inem J a h r  vorsehen z u  

s o l l e n , näml i c h  für d i e  i m  frühe r e n  S t rafge s e t z  i n  

ähnl i c h e r  W e i s e  heraus gehobenen F ä l l e  des so g .  Ge­

s e l l s c h a f ts - , Transpo r t - u n d  D i e ns t d iebs tahls ( §  1 27 

Abs . 2 S tGB ) . 

D i e  B e d rohung d i e s e r  Fäl l e  mi t Fre ihe i t s ­

s trafe b i s  zu e i nem J a h r  u n d  d i e  dami t verbundene 

ü b e r t ragung der Zus tänd i gk e i t z u r  Ahnd ung an die Ge­

r i c h t s h ö fe I .  I n s tanz h a t  s i c h  j e do c h  a l s  wen i g  

glück l i c h  e rwi e s e n . E i n e r s e i t s  w i rd von d e r  s e c h s  

Mona te ü b e r s t e igenden S t r a fdrohung we gen d e r  h i e r  i n  

R e d e  s tehenden Ums tände a l l e i n  so g u t  wie n i e  Gebrauch 
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gem a c h t, a n d e rersei t s  b ela s t e t  d ie Re gelung d e n  B e s c h ul­

d i g ten d u r c h  d e n  mi t ei nem Ger i c h t s hofver f ahre n ty p i s ch er­

wei s e  ver b un d e nen höheren Au fwa nd u n d  n i c h t  zule t z t  d i e  

Rec h t s p re c h u n g  m i t A b gre n z u n gs proble m e n , d ie z u m  kr imi nal­

poli t is c h e n  N u t zen in k e i n e m  V e rhä l t n i s  s t e h � n .  Da d i e  

m i t der R e gelun g  verbundenen N a c h t e ile mith i n  d i e  Vor­

tei le ü berw iegen ( vgl . a u c h  K iena p fel , G run d r i ß  d e s  

ös t e r rei c h i s c hen S t ra fr e c h t s , Bes onderer T e i l , R z  2 5 3 ) ,  

soll dem von d er P ra x i s  b e rei ts w ied erholt, i n s b e -

sond e r e  i n  d em bere i t s 1 9 8 1  von d e r  Ver e i n i gu n g  d er 

ös ter rei c h i s c hen R i c h ter vorgeleg t e n  N o t s t a n d s ber i c h t  

z u r  L a ge der J u s t i z  i n  Ö s terre i c h , g e ä u ße r t e n  W un s c h  

n a c h  Au f h e b u n g  des § 1 2 7 Abs . 2 S tG B  e n t s p roc h e n  wer-

den . Dem höh e r e n  Unre c h t s - b zw . Sc h ul d ge h alt der h i e r 

b i s her er f a ß t e n  F ä lle w i r d  i m  R a h men der S tr a f b e me s s u n g  

wei terh i n  Re c h nung zu t r a g e n  s e i n . 

Z u  A rt .  I Z . 4 ( §  1 4 2 A b s . 2 S tG B ) : 

N a c h  § 1 4 2 Ab s . 2 S t G B  i s t  d er son s t  m i t  

s t r engere r S t ra fe bed roh t e  R a u b  m i t  Fre i h e i t s s t ra fe 

von sec h s  Mona ten b i s  z u  f ü n f  J a h r e n  zu bes t r a f e n , 

w e n n  d er Tä ter d e n  Ra u b  ohne Anw e n d u n g  e r h e bl i c h er 

Gewalt a n  ei ner S a c h e  ge r i ngen W e r t e s  b e g e h t  und d i e  

T a t  n u r  u nbedeu ten d e  Fol gen n a c h  s i c h  z i e h t . Von 

d i es e r  Regelu n g , d i e  d e m  geri n geren Unre c h t s ge h alt 

dera r t i ge r  Fälle R e c hnung t r ä g t , s i n d jedoc h  d i e  

F älle d e s  sog . s c hwe ren Ra u b e s  ( §  1 4 3 S tG B ) a u s ge­

nommen . W ä h rend d i ese Au s na hme gru n d s ä t zli c h  wO hl­

b e grü n d e t  e r s c h e i n t , erwe i s t  s i e  s i c h d a nn , wenn d i e  

T a t  led i gli c h  d urch d i e  Bege h u ng i n  G e s e lls c h a f t  

e i n e s  od er m e hrerer B e t e i l i gter b e s c hwert i s t  ( §  1 4 3 

S tGB ers ter F all) a l s  u n g e n ü g e n d  d i f fere n z i er t . E s  

48/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)56 von 84

www.parlament.gv.at



_ 2 5  _ 

kommt näml i c h  n i c h t  sel ten vo r ,  daß e i ner Person u n t e r  

Ums tänden , d i e  d i e  Tat i m  ü b r i gen zwe i fe l s frei  a l s  

R aub e r s c h e in e n  l a s s e n , v o n  mehreren Personen ohne 

A nwendun g  e r he b l i c h e r  Gewal t Sachen ger ingen W e r t e s  
_ z . B .  e i n  geri nger Geldbe trag oder Z i gare t ten - a b ­

genö t i g t  w e r d e n . Dergl e i c hen muß derze i t  aus �ahms l o s  

a l s  s c hwerer R a u b  vor e inern G e s c hwornenge r i c h t  ange­

klagt werden , o bwoh l  d i e in § 1 4 2 Abs . 2 S tGB vor­

gesehene S trafdro hung d a für be i w e i tem ausre i ch t .  

Z u r  Lösung d ie s e s  i n  Lehre und P r a x i s  übere i n s t i mmend 

a l s  u nb e f r i e d i gend emp fundenen P robl ems b i e te t  s i c h  

e i n e  D i ffere n z i e rung an , d i e  bere i t s  d i e  R V  e i nes 

S tG B  vorges c h l agen h a t te , näml i c h , den  A u s s c h l u ß  

d e s  i n  G e s e l l s c h a f t  begangenen Raubes v o n  d e r  Mög­

l i chke i t  e iner B eu r t e i l ung nach § 1 4 2 A b s . 2 S tGB 

auf d ie F ä l l e  zu besch rä nke p , i n d e nen der Täter a l s  

M i tgl i e d  e i n e r  Bande hande l t .  
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Z u  A r t . I Z .  5 ( §  1 5 9  A b s . 2 S tGB ) : 

Durch das  Zwe i te A n t i ko r rup t i onsG i s t  u . a .  

d i e  S t ra fbes t i mmung d e s  § 1 5 9 S tGB gegen fah r l ä s s i ge 

K r i d a  d a h i n  ergä n z t  worden , d a ß  s i c h  a u c h  d e r j e n i ge 

s t ra fbar mach t , d e r  a l s  S c h u l d ner meh r e r e r  G l ä u b i ger 

fahrl ä s s i g  s e ine w i r ts ch a f t l i c he L age d e r a r t  b e e i n -
. 

träc h t i g t , daß Zahl ungs unfä h i g ke i t  e i nge tre ten wäre , 

wenn n i c h t  vo n e i ner o d e r  meh r e r e n  G e b i e t s kö r p e r ­

s c h a f ten ohne Verp f l i c h t ung h ie z u  Zuwe nd ungen o d e r  

vergl e i chbare Maßnahmen e r b r a c h t ,  ge t ro f fe n o d e r  ver­

a n l a ß t  wo r d en wären . 

B a l d  nach I nkra f t t r e te n  d i e s e r  Be s t i mmung 

h a t  s i c h  h e rausges te l l t ,  daß s ie in d i e s e r  F a s s u n g  zu 

e i ner V e r u ns i c herung im Management großer Un te rne hmu n ­

g e n  i n s b e s o n d e re der ve rs ta a t l i c h ten W i r t s c h a f t  g e -

füh r t  h a t . Es w u r d e  d a r a u f  h i ngew i es e n , d a ß  von d i e -

sen U n t e r nehmungen ( vi e l fach ) e rwa r t e t  werd e , e i n z e l ­

wi r ts c h a ftl i ch e  Z i e l s e t z un ge n  z ugun s te n  von gesamtwirtschaft­

l i chen , arbe i t s mark t - , r e giona l - und s trukturp o l i ­

t i s c hen Z i e l s e tzungen h i n ta n z u s e t ze n , u n t e r  U ms tänden 

auch  in d e r  Hoffnung auf s ta a t l i c he Maßnahmen z u r  Ab­

d eckung zu e rwa r tender V e r l u s t e . D u r c h  die e n t s p re c hen-

de G e s c h ä f t s führung we r d e  ( v i e l fach ) d i e  w i r t s c h a ft ­

l i c he L a ge d e r  U n t e rnehmungen i m  S inn d e s  § 1 5 9  Abs . 2 

StGB b e e i n träc h t i g t . D e r  Vors tand  d e r  ö I AG h a t  d i e  i n  

R e d e  s te h e nd e n  Besorgn i s s e  w i e d e r ho l t  sowohl a n  d a s  BKA 

a l s  a u c h  das BMJ h e range t r a gen . Wenngl e i c h  d i e  Besorg­

n i s s e  na c h  der im Erge b n i s  übere ins t i mme nden Au ffas sung 

des BMJ und d e r  im Gegens tand e i ngeho l t e n  G u t a c h ten 
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d e s  e m .  U ni v . P ro f .  D r . K a s t ne r  und d e s  P r o f . d .  OGH 

i . R .  D r . P a l l in n i c h t  �u R e c h t  b e s tehen , kann d o c h  d e m  

Wunsch n a c h  e i ner ausdrück l i ch e n  K l ars t e l l ung i n  d ie s e r  

H i ns i c h t  im G e s e t z  s e l b s t Bere c h t i gung n i c h t  abge -

s p rochen werden . 

D ie vorge s c h l a gene F a s s ung u n t e r s t re i c h t , 

d a ß  e s  n i c h t  A u fgabe e iner S tr a f b e s t i mmung s e i n  kann , 

i n  d ie w i r ts c h a f tspol i t is ch e  A u s e i na nd e r s e t zung darüber 

e i nz u gre i fe n , in welcher W e i s e  bei der Führ ung e i ne s  

Unte rnehmens ( insbesondere d e r  vers taa t l i c h te n  W i r t­

s c ha f t ) e in z e l w i r t s c h a ft l i c h e  G e s i c h ts p un k t e  gegen d i e  

o b e n  näher b e z e �neteft gesamtw i r t s c ha f t l i c h e n  G e s i c h t s -
� Ii' 

punkte ab zuwä gen s ind . G e tro ffen w e r d e n  s o l l  v i e l mehr 

_ i m  S i nn d e s  für die  G e s e t z gebung maßge b e n d  gewe s e n e n  

Anl aßfal l e s  _ a u s s c h l ießl i c h  e i n  v o m  S tandpunkt e i nes 

ordentl ic hen Kaufmanns n i c h t  zu v e r antwo r t e nd e s  Miß-

w i r t s ch a f te n . 

48/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 59 von 84

www.parlament.gv.at



_ 28 ... 

Zu A r t . I Z .  6 und 1 1  ( § § 1 6 8a und 3 1 3 a StG B ) : 

Das  StGB s ie h t  d e r z e i t d i e  Mögl i c hke i t , neben 

e i ner F r e i h e i t s s trafe a u c h  e i ne G e l d s t r a fe zu v e r hängen , nur 

au s nahmswe i s e  vor ( vgl . d i e  § §  1 5 2 ,  1 5 4 und 1 ,5 ) . Der Ent­

wurf s c h l ä$t vor , d i e s e  Mögl ic hke i t  fU r s t ra fbare Hand l ungen 

gegen fremdes Ve rmögen sowie fUr s t rafbare V e r l e t zungen 

d e r  Amt s p f l i c h t  und verwand te s t rafbare H a n d l ungen a l l ge­

me i n  dann vorzusehen , wenn d i e  T a t  mit  mi nde s t e n s  s e c hs­

mon a t iger Fre ihe i t s s t r a fe bedroht  i s t , m . a . W . , wenn es 

s i c h  um e i ne zum Verbrechen q ual i f i z i e r t e  Vor s a t z t a t  

o d e r  u m  e i ne mi t gl e i c h  s c hwe rer S t rafe bedroh t e  F a h r ­

l äs s igke i ts ta t  h a nd e l t .  

D i e s e  R e ge l u ng e r s c h e i n t  in zwe i fa c he r  

H i n s i c h t  vor t e i l ha f t . S i e  b i e t e t  e inmal f U r  d e n  F a l l  

e i ne r  o f f e ns i c h t l i c h  unre d l i c h en B e r e i c he rung d i e Mögl ich­

k e i t , e i nen Te i l  d e s  z u  e i nem angeme s s e nen S c h u l d aus­

gl e i c h  e r f o rd er l i c hen S t r a fU b e l s  s ta t t  i n  der Form des 

s t ra fwe i s e n  F r e i h e i t s e n t z uges i n  d e r  Form des V o l l zuges 

e in e r  G e l d s t ra f e  zu verwi r k l i c h en . Zum a n d e r e n  w i r d es 

in d e n  n i c h t  s e l tenen F ä l l e n , in  dene n  dem Tä t e r  e iner­

s e i t s  e i n hoher S C hadens be t rag z u r  Las t fä l l t , anderer­

s e i t s  fUr d i e we i te r e  Entw i c k l ung e ine gU n s t ige P rognose 

ges t e l l t  w e r d e n  kann , mögl i c h  s e in , im H i n b l i c k  auf d i e 

gl e i c h ze i t i ge Verhängung e ine r un b e d ing t e n G e l d s t rafe d i e  

t a t a ngeme s s ene F r e i he i t s s t rafe bed ingt n a c h zuse h e n . 
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Zu A r t . I Z .  7 ( §  302 S tGB ) : 

Während a l s  U n treue s tra fbare H a n d l ungen nach 

§ 1 5 3 Abs . 2 dann , wenn durch s i e ein höher e r  S c haden 

( b i s her mehr als 1 00 . 000 S ,  kün f t i g  me h r  als 200 . 000S ) 

h e r b e i ge führ t w i r d , mi t F r e i he i t ss t r a fe von e i nem b i s  

z u  z eh n  Jahren bedroht s i nd , s teht  für gl e i c hw e r t ige 

H a n d l ungen e i nes Beamte n ,  d i e  als M i ßbrauch der Amts ­

gewa l t  zu beu r t e i l e n  s i nd , b i s her l ed i gl i c h  d e r  

n i ed erere der be i d en S tra frahme n des § 3 0 2  z u r  Ver­

fügung , näml ich F r e i h ei t s s trafe bis zu fünf J a hr en . 

D i es e  D i s krepanz i s t  u nb e fr i e d igend . S ie s o l l  d u r c h  

e i ne e n t s p rechende Ergä n z ung d e s  § 3 0 2  A b s . 2 a u s ­

geräumt werden . 

Zu A r t . I Z .  8 ( §  3 0 4  S tGB ) : 

I m  Zuge d e r  jü ngs ten E r ö r t erungen über  e i ne 

V e rbes s erung der s tra fre c h t l i c hen Bekämpfung d e r  

K o r r u p t i on i s t  u n t e r  a n d e r em vo r ge s c h lagen worde n , 

d i e  S trafbarke i t  b zw . d a s  S t r a fausma ß  b e i  Be­

s te chung von der Höhe der Bes tec hungss umme a bhängig 

z u  machen . D i es e m Vors c h l a g  s o l l  d u r c h  e i ne E r­

gänzung d e r  S t rafdrohungen .ge gen 

G e s c henkannahme durch Beam te R echnung ge t ragen 

w e rd e n . 
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Zu A r t . I Z .  9 und 1 0  ( § §  3 0 6  und 3 0 7  S tG B ) : 

A u f  d e r  von d e n  Bundesm i n i s terien für I nneres 

und Jus t i z  am 3 0 . 9 . 1 9 83 verans ta l te ten Enquete über 

W i r t s c h a f ts kr iminal i tä t  und K o r rup t ion i s t  u . a .  

darauf h i ngew i e s en wo r d e n , daß d i e  S t rafbe s t i mmun­

ge n gegen B e s techung a u c h  n a c h  d e r  Verbe s s e rung durch 

das 1 1 . A n t i korrup t i on s g e s e t z  noch i mme r i n s o fe rn 

e ine Lücke a u fwe i s e n , a l s  danach d i e Bes techung sog . 

Kon s u l e n t e n  n i c h t  e r fa ß t  i s t . D er Entwurf s c h l ießt  

d i e s e  Lücke . D i e  e i n s c h l ä g igen G e s e tzesbes t i mmungen , 

d i e  z . T .  bere i ts durch das 1 1 . A n t i ko rrup t i onsge s e t z  

e ine E rwe i terung i hr e s  Umfangs e r fahren haben , werden 

d a d u r c h  a l l e r d ings e twas unübers i c h t l i c h . D a s  BMJ 

n i mmt i n  A u s s i c h t , nach Vo r l i e ge n  der Ergebn i s s e  

d e s  Begu tach tungs verfahrens a u c h  z u  p rüfen , o b  und 

i nw i ewe i t  e i ne Vere i n fachung unter Wahrung d e r  b i s her 

fü r D i ffere n z i erungen als maßge bend e rach te ten Grund ­

s ä t z e  mögl i c h  i s t .  

Z u  A r t .  I Z .  1 1  ( §  3 1 3 a S tGB ) : 

S i ehe oben zu A r t . I Z .  6 .  
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Z u  A rt .  1 1  ( Ä n d e ru nge n d e r  Stra f p roz e ß o r d n u n g )  

Z u  Z .  0 1  ( E rh ö h u ng d e r  O be rgre nz e n  a l l e r  G e l dstrafen ) :  

A u f  die A u s führ u ngen obe n  u nter A l lgemeine s  11 
wird hingewie s e n . 

Z u  Z .  1 7a ( §  1 9 2 S t PO ) : 

§ 1 92 Abs . 2 bes t immt i n  s e i n e r  ge l te n d e n  

F a s sung , daß d i e  ( zur A bwendung e i ne r  U n ters uchungs­

h a f t  gel e i s t e te ) Kau t ions- oder Bü rgs c h a f t s s umme fre i 

w i r d , " s o b a l d  das  S t r a fverfahren d u r c h  E i n s tel l ung 

oder d u r c� End u r t e il r e c h tskrä f t i g  b e e n d i g t  i s t " . B e i  

wör t l i c h e r  Ausl egung b e d e u t e t  d i es , d a ß  i m  F a l l  e ines 

A ngek l a g te n , d e r  s i c h  i n  d e m  Z e i tpunk t , in  dem d a s  

d a s  Ver fa hr e n  a b s c h l ießende U r te i l  i n  R e c h t s k r a f t  e r­

w ä c h s t ,  a u f  fre i e m  Fuß b e find e t , d i e i n  R e d e  s te h e nd e  

S umme auch  d a n n  fre i gegeben w e r d e n  muß , w e n n  s i c h  d e r  

Ange kl ag t e  d e r  S t r a fvo l l s t r e ckung e n t z i eh t . E in T e i l  

d e r  Lehre v e r t r i t t  d i es e n  S ta n d p u nk t , i n s besondere 

u n t e r  B e r u fung darau f ,  d a ß  i m  we s e n t l i ch e n  d e rsel ben 

Wor t l a u t  auch  i m  § 9 A b s . 2 d e s  i m  R a n g  e i n e s  Bund e s ­

v e r fa s s un gs ges e t zes s te h e n d e n  G e s e t z e s  z u m  S c h u t z e  

d e r  p e r s ö nl ichen F r e i h e i t , R GB l . 1 86 2/ 8 9 , a u f s c he i n t . 

E i n  a n d e r e r  T e i l  d e r  Lehre me i n t  d e mgegenü b e r , d a ß  

b e i  V e rur te i l ung zu u n b e d i n g t e n  S t ra f e n  e i n  V e r fa h r e n  

e r s t b e e nd e t  s e i , w e n n  i ns be s o n d e r e  h i n s i c h t l i c h  e i n e r  

F r e i h e i t s s t ra fe d e r  Vol l zug e i ngel e i t e t  i s t .  D i e s e  A u s ­

l egung , d i e  afuch  i n  d e r  P r a x i s  Ankl ang f i n d e t ,  s te h t  

a b e r  e r s i c h t l i c h  i n  e inem Spannungsverhä l tn i s  zum Wort­

l au t  der maßgebenden G e s e t z e s bes t i mmunge n , in d e n e n  

e be n  n i c h t  b l o ß  v o n  d e r  B e e nd i gung d e s  V e r fahrens , 

s o n d e r n  von d e r  Bee n d i gung d e s  V e r fahrens durch End­

u r te il d i e  Rede i s t .  S c h o n  um dem R echtsin stitut der  Ab­

wendung der U n t e rsuchungs h a f t  d urch S i c he rungs l e i s tungen 
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d i e  e rwünsch te A nwendung zu s i c h ern , e mp f i e h l t es  s i c h , 

d i e  S t re i t frage durch entsprechende Klarstellungen sowohl im 
§ 1 92 S t PO a l s  auch im § 9 Abs . 2 d e s  G e s e tz e s  zum 

S c h u t z e  der persön l i c h e n  F r e i h e i t  ( A r t . X I I  des vo r­

l i egenden E n twurfes ) a u s z uräumen . 

Zu Z .  3 3 a  und 4 6a ( § § 2 9 6a und 4 7 7  S t PO ) : 

I s t  nach dem E rgebn is d e s Ver fa h rens über e i ne 

N i c h t i gk e i tsbes chwe rde o d e r  B e r u fung a n  dem bis d a h i n  

i n  Untersuchungs h a f t  angeha l te n e n  Ange k l a g t e n  e i ne F re i ­

h e i t s s trafe zu vo l l z i ehen , s o  kommt e s  b e i  d e r  U b e r ­

s te l l ung aus  d e r  U n t e r s uchungs- in d i e  S t r a fh a f t  n i c h t  

s e l te n  deshal b zu V e r z ö gerungen , w e i l  d i e e r fo r d er­

l i c hen Anordnungen vo n der e rs t e n  I n s t a n z  z u  tre ffen 

s i n d , d i e benö t i g t e n  A k ten s i c h  j e doch  b i s  z u  der mi t­

unter l ä ngere Z e i t i n  Anspruch nehmenden Aus fe r t i gung 

des R e c h t s mi t te l erkennt n i s s e s  b e i  der zwe i ten I ns tanz 

be f i n d en . Dies b e d e u t e t ,  d a ß  d i e  be t re ff e n d e n  Per-

sonen unge a c h t e t  des  Ums tandes , d a ß  R e c h t s grund l a ge 

für ihre Anhal tung bere i t s  e i ne V e ru r t e i l ung i s t , i n  

vers c h i e dener H i ns i c h t  i mmer n o c h  so behand e l t werden 

müs s e n , a l s  o b  s ie noch U n te r s u c hungs h ä f t l i nge wären , 

was n i c h t  nur rech t l i che und admi n i s t r a t i ve Probl eme 

a u fWi r f t , sondern vor a l l em d e n  S i nn d e r  V e rur t e i l ung 

a bwe r t e t .  A l s  Abh i l fe wi r d  vorge s c h l a ge n , d i e  R e c h ts ­

m i t t e l ge r i c h t e  i n  sol c hen Fäl l e n  d a z u  z u  verp fl i c h ten , 

i m  S i nn einer bere i ts d e r z e i t  z . B .  be i m  Obers ten Ge­

r i c h tshof bes teh enden U bung d i e  i n  e r s t e r  I n s tanz 
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t ä t i ge n  G e r i c h te j ewe i l s  u n v e r z ü gl i c h  v o n  w e s e n t l i c h e n  

I nha l t d e r  E n t s c h e i d u ng i n  K e n n t n i s  u n d  z u gl e i c h  d u r c h  

U b e rm i t t l un g  d e r  e r fo r d e r l i c he n  A k te n t e i l e  o d e r  - a b ­

s c h r i f t e n  i ns t a n d z us e t z e n , d i e  A n o r d nungen z u r  E i n­

l e i t u n g  d e s  S t r a fvo l l z u g e s  z u  t r e f fen . Auf den F a l l , 

d a ß  a u f  G r u n d  d e r  R e c h t s m i t t e l e n t s c h e i d u n g  d i e  E n t ­

h a f tu n g  d e s  A n ge k l a g t e n  z u  e r fo l ge n h a t , w i r d i n  

d e r  v o r g e s c h l a g e n e n  R e ge l ung l e d i gl i c h  d e r  V o l l ­

s t ä n d i gk e i t  h a l b e r  g l e i c h fa l l s  B e d a c h t  genomme n , z u ­

ma l s i c h  h i e r  V e r z ö ge r u n g e n  s c h o n  b i s h e r  n i e ma l s  e r ­

g e b e n  h a b e n . 

Z u  Z .  3 3 b , 3 4 a  und 3 6 a ( § § 3 7 6 ,  3 8 1 und 4 0 8  S t P O ) : 

A u f  d i e  A u s fü hrungen o b e n  u n t e r  A l l geme i n e s  1 1  
w i rd h i n gew i e s e n . 

( §  4 1 5 S t P O ) : 

D e r  V e r fa s s ungs ge r i c h t s h o f  ha t m i t  E r k e nn t n i s 

v o m  2 6 . 2 . 1 9 8 1 , B 2 1 3 / 7 9  a u s g e s p r o c h e n ,  d a ß  d i e  O r g a n e  

e i n e r  S i c he rh e i t s b e h ö r d e  grund s ä t z l i c h  n u r  i nn e rh a l b  

d e s  S p r e n ge l s  d i e s e r  B e h ö r d e  b e h ö r d l i c h e  B e f e h l s - u n d  

Zwa n gs gewal t  a u s ü b e n  d ü r f e n . D a s  B u n d e s mi n i s t e r i u m  fü r 

J u s t i z  h a t d i e s e s  E r k e n n t n i s  s e i n e r z e i t  a u f  A n r e gu n g  

d e s  B u n d e s m i n i s t e r i ums fü r I nn e r e s  z u m  A n l a ß  g e n o mme n , 

e i n e  E r gä n z u n g  d e s  § 4 1 5  S tP O  d a h i n g e h e n d  z u  e rw ä ge n , 

d a ß  O rgan e  d e r  S i c h e r h e i t s be h ö r d e n  i n  d e n  i m  § 1 7 5 

A b s . 1 Z .  1 S t P O  b e z e i c h n e t e n  F ä l l e n  d e n  V e r d ä c h t i ge n  

a u c h  o h n e  d a s  i m  § 4 1 5  A b s . 1 S t P O  v o r a u s ge s e t z t e  

B e g l aub i gu n gs s c h r e i be n  i m  ge s a m t e n  Bun d e s ge b i e t  v e r -
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fo l ge n  d ü r fe n . D a s  G l e i c h e s o l l t e g e l t e n , w e n n  d i e  O r ga n e  

e i n e  P e rs o n  b e t r e te n , v o n  d e r  a u f  G ru n d  b e s t i mm t e r  T a t ­

s a chen a n z u ne h m e n  i s t ,  d a ß  n a c h  i h r  z u m  Zwe c k  d e r  V e r­

h a f t ung ge fahnd e t  w i r d . 

E i n e  we i t e r e  V e r fo l gu n g  d i e s e r  E rw ä gu n g e n  

d ü r f t e  s i c h j e d o c h  i m  H i nb l i C k  d a r a u f  e r ü b r i ge n , d a ß  

§ 2 7  A b s . 3 d es V e rwa l t u n gs s t r a fge s e t z e s  i . d . F .  d e s  

BG  BG B l . 1 9 8 3 / 1 7 6  d e n S i c he r he i t s o r ga n e n  e i n e Ü b e r ­

s c h r e i t u n g  d e s  Z u s t ä nd i gke i t s s p r e n ge l s  z u r  A bw e h r  

e i ne r  unmi t t e l ba r  d r O h e n d e n  G e fa h r  fü r d i e  S i c h e r h e i t  

von Me n s c h e n  o d e r  d e s  E i ge n t u m s , z u r  A u f kl ä r u n g  o d e r  

V e r h i n d e r u n g  von A m t s  w e g e n  z u  v e r f o l ge n d e r  s t ra f­

b a r e r  H a n d l u n g e n  o d e r  z u r  F e s t n e h mung o d e r  V e r fo l ­

gung e i n e r  P e r s o n , d i e  a u s  a m t l i c h e m  G e wa h r s a m  e n t ­

w i c h en i s t , ges t a t te t . O f f e n b a r  kann d a vo n  a u s ge ga n g e n  

w e r d e n , d a ß  z . B .  d i e  V e r h a f t u n g  e i n e r  P e rs o n , n a c h  d e r  

i m  D i e n s t  d e r  S t r a f  j u s t i z  z u r  V o r fü h r u n g  vor d a s  e r ­

k e n n e n d e  G e r i c h t  o d e r  z um S t r a fa n t r i t t  g e f a h n d e t  w i rd , 

s t e t s " zu r  A u fk l ä r u n g  o d e r  V e rh i n d e r u n g  v o n  A m t s  w e g e n  

zu  v e r fo l g e nd e r  s t r a f b a r e r  H a n d l u n g "  e r fo r d e r l i c h  i s t . 
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Zu Ar t ike l I V  ( Än d e rungen d e s  S t r a fvo l l zugsge s e t z e s ) :  

Zu Z .  3 a  ( §  3 2  S t VG ) : 

A u f  d ie Aus führungen oben u n t e r  A l l ge me in e s  I r  

w i r d  h ingewie sen . 

Zu Z .  3 b  ( §  4 1  S t VG ) : 

l �Ge l d , d a s  S t r a fge fangene be i d e r  Au fnahme be i 

s ic h  haben oder d a s  s pä t e r  für s i e e in la ng t , i s t  

i hnen a l s  s og . E i g e n  g e l d gu t zu s c hre iben . 

D ie S tr a fge fangenen d ü r fen d ie s e  G u t s c h r i f t en unter 

b e s t immten Vorau s s e t zungen in b e s c hränktem U mfang 

für Anscha ffungen ve rwenden , z . B .  für d ie A n s c h a f fung 

von Büchern , für d ie Be s tre i tung d e r  K o s t e n  für ä r z t ­

l ic he Le i s tungen , d ie ü b e r  d ie von d e r  Ans t a l t  zu 

gewährende V e r s orgung h inausge hen , für d i e Bes tre i tung 

von Pos t ge bÜhren ( § § 60 Abs . 1 ,  7 0 ,  73 A b s . 3 ,  92 Abs . 3 ) ; 

i m  F a l l  der  E r t e i lung e iner d ie sbe züg l i c h e n  s og . V e r ­

g ün s t i gung a u c h  f ü r  den E inkauf von Zus a t z n ahrungs -

und Genußmi t t e ln . D i e  d e n  St r afge fangenen in d i e s e m  

Zus ammenhang e r ö ffne t e n  Mögl ic hke i t e n  we r d e n  d e r z e i t  

d adurch s pürbar bee i n t r ä c h t igt , d a ß  d a s  E i ge nge l d ­

gu thaben k e inem P fändungs s c h u t z  u n t e r l i e g t . E s  e r ­

e i gne t s i c h  d a h e r  n ic h t  s e l t e n  folge n d e s : E i n  Ange ­

hör iger e in e s  S t r a fge fangenen s c h i c k t  d i e s e m  e inen 

Ge l d b e t rag , d am i t  ihn der S t r a fge fangene i . S .  de r 

vorgenann ten Be s t immungen verwe n d e n  kann . D i e  Jus t i z ­

ans t a l t  n immt d ie se n  Eingang p f l i c htgemäß z u m  An l aß 

e in e s  Ber i c h t e s  an d as e r kennende S trafge r ic h t , das 
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h i e r au f  d ie E inbr ingung von Ver fahren s ko s t e n  aus d e m  

G u thaben anordne t .  D i e s e  Vorgangswe i s e  i s t  zwar nach 

d e n  d a für maßge benden Vors c h r i ften d aran gebunden , 

d a ß  d e r  E i genge l d be trag d a s  Ausmaß von insge samt 

1 . 500 S ( 'un t e r  Ums t änden 2 . 000 S )  übe r s te igt  ( § § 2 24 

A bs . 4 und 2 4 1 A b s . 7 d e r  Ge s c h ä ft sordnung für d ie 

Ger i c h t e  e r s ter und zwe i ter I n s t an z , Er l ä s se JABI . 

1974/7 und 1 2 ,  1 98 0 / 7 ) .  D ie se Vorschr i ft e n  s in d  j e ­

d oc h  i n  zwe i fach e r  H i n s i c h t  unbefried igen d : E r s tens 

s in d  d i e  Be t räge ver h ä l tn ismäßig n i e d r i g  angese t zt , 

zwe i tens g e l ten d ie E i n s c hränkungen nur für d ie E i n ­

br ingung v o n  V e r fahre ns kos ten , n ic h t  a b e r  f ü r  andere 

Forderungsexeku t i one n . Die aus d e r ar t i gen E i n bringungs ­

und Exeku t ion sver fahren zu e r z i e l enden Ge l d b e t r äge 

s tehen z u  dem d a zu e r forde r l i c h e n  Aufwand zume i s t  in 

keinem angeme ssenen V e rh ä l tn i s , ganz abge sehen da-

von , d aß die ganzen Vorgänge d e n  davon b e t r o ffenen 

S t ra fge fangenen und ihren Angehör igen kaum e i n s i c h t i g  

gemach t  werden können , v i e l mehr - wie zah l re iche Be ­

s Chwer d e führungen , auch b e i  d e r  V o l k s anwa l t sc h a f t  

z e igen - vor a l l e m  gee i gne t s in d , e ine mi ß t rau ische 

und v e rb i t t e r te E ins t e l l ung zu wecken und zu fördern . 

A l l e r d ings wäre e s  n i c h t  zu v e r t r e t e n , E i genge l d  

unbegre n z t  me l dungs - u n d  p fändungs fre i zu s te l len . 

Zwar w i r d  dem Anre i z , höhere G e l dbe t räge au f den be­

tre ffenden Kon t e n  an zus amme ln , s c hon d ie feh lende 

V e r z i n sung e n tgegenwirken . Auf d e r  an deren Se i te 

könnten j e d o c h  h ier a l l zu großzügig e r ö f fn e te Mög­

l ic hke i ten z . B .  G e sc hä f te der S t r a fge fangen e n  u n t e r ­

e in an d e r  begüns t i ge n , d i e den Zwe c ken d e s  Vol l zuges 
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abträgl i c h  wären . Davon abgesehen , würde e ine R e ge l ung , 

d ie den S t r a fge fangenen h ier gün s t iger s te l l te a l s  

e inen n i c h t  in H a f t  be f ind l ichen Schu l dn e r , Be fre mden 

hervorrufen . 

Der En twu r f  s c h l ä g t  m i t h i n  vor , E igenge ld guthaben 

bis zu dem Be trag a l l geme in p fä n d ungs fre i  z� s t e l len , 

d e r  ( nach den Be s t immungen d e s  L Ohn p fä n d ungsge s e t zes , 
. 

BGB l . 1 95 5 / 5 1 , zu l e t z t  geänder t d u r c h  B G  BGBl . 198 3 /  

) be i mon a t l icher Aus zah lung e in e s  A r be i ts e in -

kommens n i c h t  d e r  Pfändung u n t e r l iegt  ( d . s .  derze i t  

3. 300 S )  ( §  4 1  A b s . 3 S tVG ) . A u f  d ie s e  Ä n d erung muß 

auch in der  d a s  e n t s p rechende Zurüc kbehal tungs r e c h t  

z uguns te n  von K o s t e n fo r derungen d e s  Bun d e s  rege ln d en 

Be s timmung d e s  § 5 Abs . 2 d e s  Ge r i c h t l i c hen E in ­

b r ingungsges e t z e s  1 962 Bedacht ge n ommen wer den ( Ar t ike l I X ) . 

Zugle i c h  w i r d  in Aus s i c h t  gen omme n , d i e  V erwa l tungsvor­

s c h r i ften über d ie M e l d ung pfänd bare r G u t ha ben an d a s  

e r ke nnende Ge r i c h t  d a h i n  z u  ä n d e r n , d a ß  d i e  An s t a l ten 

e ine d i e sbe zügl i c he Verp flic h t un g  e r s t  d ann tre ffen 

s o l len , wenn der Wer t  des Guthabens d e n  v or genannten 

Grenzbe t rag u m  min d e s tens  d ie H ä l f te übe r s te igt . 

2 .  Es  kommt i mmer wieder vor , d a ß  G e ge n s tände , 

d ie in e iner Jus t i z an s t a l t  für e in e n  S t r a fge fangenen 

verwah r t  werden , n i c h t  wieder ausge f o l g t  we rden k önnen . 

So z . B . , we nn d e r  S t r a fge fangen e  aus d e r  Ans t a l t  f l üc h t e t  

o d e r  von e iner S t r a fu n terbrechung d or t h i n  n ic h t  zurüc k ­

keh r t  und i n  d e r  F o l ge u nbekann ten A u fe n t ha l tes b l e i b t , 

aber auch i n  F ä l le n , i n  denen e r  u n t e r  U ms tänden rech t­

mäßig auf f r e i e n  Fuß ges e t z t  w i r d , unter denen - wie 
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e twa a n 1 ä ß 1 i c h  e iner G e r i c h tsverhand l un g  - d ie gle ic h ­

z e i t ige A u s f o 1 gung n ic h t  mög l ic h  i s t ,  u n d  e r  in d e r  

F o l ge n ic h t s  zur Behebung se iner S a c h e n  in d e r  Ans t a l t  

unternimmt . D i e  for t d auernde Verwahrung s o l c h er zurück­

ge l a s sener Ge gen s t än d e  s t e l l t  e in e r se i t s  für d ie J us t i z ­

an s t a l ten e ine Be l a s tung dar , andererse i t s  � r sc he in t 

e ine s inngemäße Anwendung der B e s t i mmungen d e s  s z t . 

aus ä hn l ichem Anlaß e rgangenen Bunde s ge s e t z e s  ü ber 

d ie E in z i ehung geric h t l icher Verwah r n i s s e  auf der­

a r t ige Fälle ohne a�sdrück1 i c he ge se t z l iche Ermä c h t i -

gung n i c h t  z u l ä s s i g . E s  s o l l  d aher e ine s o l c h e  

Ermäch t i gung i n  d a s  Ge s e t z  au fgenommen und d abe i 

zugl e i c h  e ine Son d e r r e ge lung für d ie A u s f o l gung von 

Pe r s on a l d okume n ten ge t r offen werden , d ie s ic h  an 

§ 1 8  A b s . 1 l i t . c d e s  Paßge s e t zes 1 96 9 ,  BGP l . 4 2 2 , 

anlehn t . 

Zu Z .  5 a  ( §  9 1  S t VG ) : 

1 .  Entgegen d e r  für d ie u r s p rüngl i c he F a s s u ng d e s  

G e s e t z e s  be s t i mmß n d en A u ffassung i s t  d ie Prax i s  i n ­

zwi s c h e n  d e r  A n s i c h t , d a ß  Ka ffee ( Ka f fe e -E x t r ak t ) 

n i c h t  zu den Genußmi t t e 1n gehört , d i e  n i c h t  ohne 

we i te re Zube r e i tung ge nossen we rden können . Um M i ß­

bräuchen entge ge n zuwi r ke n , d i e  s i ch d ur c h  d e n  über ­

mäß i gen Bezug von K a f fee e rgeben k önne n , s o l l e b e n -

s o  w i e  s c hon b isher für Tabakwaren k ün f t ig auc h h i e r  

e in e  Gew i c h t sbesc hränkung e inge führ t we rden (§ 9 1  Abs . 2 

d r i t t er S a t z  StVG ) . 
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2 .  Aus Kre i s e n  d e r  Praxis  i s t  w i e d e r h o l t  d e r  

Wunsc h geäuße r t  worden , d as R e c h t  d e r  S t ra fge fan­

genen auf d r e i ma l i gen Emp fang von Pake t e n  m i t  

Nahrungs - und Genußmi t t e l n  d u r c h  e in R e c h t  auf z u ­

s ä t z l i c he n  Be zug v on N ahrung s - und Genußmi t te ln in 

der Ans t a l t  gegen Verre chnung m i t  dem E ige n ge l d  zu 

er s e t ze n . Zur Begründung w i r d  ange führ t , d a ß  d ie 

Prüfung d e s  I n h a l t s  d e r  Pake te e in e r se i t s  i n s be s on d e r e  

im H i n b l i c k  au f d ie Ge fahr d e s  E i n s chmugge lns von 

Suc h t g i f t  uner l ä ß l ic h  s e i , and erer s e i t s  e in e n  unve r ­

h ä l t n i smäßig g r o ß e n  A u fwand e r fordere . M i t  R üc k s i c h t  

d ar au f , d a ß  zah lre iche S t i mmen d e mgegenüber für d ie 

Be i be h a l t ung d e r  Pake t s endungen wegen d e r  d adurch e r ­

mög l i c h ten Ver t i e fung d e r  Be z iehunge n  zwischen d e n  

S t r a fge fangene n  und ihren Angehö r i gen e in t re ten , w i r d  

i n  A n l e hnung a n  d ie d ie sbezüg l ic he R ege l ung i n  d e r  

B R  D e u t s c h land  e ine flex i blere Fas sung d e s  Ge s e t ze s  

vorge s c hl agen « §  9 1  Abs . 3 S tVG ) . 

Zu Z .  6 a  ( §  1 1 3 S t VG ) : 

Au f d ie A u s führungen oben u n t e r  A l l ge me in e s  1 1  
w i r d  h ingew i e s e n . 

Zu Z .  6 b  ( §  1 3 1  S t VG ) : 

D i e  E i n fügung b i l de t  e i ne n o twe n d ige Ergän zung zu 

der in Z .  4 der R e gi e rungsvor l age 1 98 2  v orge s c h lagenen 

N e u fassung des § 74 Abs . 2 S tVG . 

, 
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Z u  Z .  9 b i s  9 c ( § § 1 5 8 ,  1 5 9 ,  1 6 1  und 1 6 7 a  S tVG ) : 

D i e  Er fahrunge n s e i t  dem I nkra f t t r e ten d e r  Be­

s ti mmungen d e s  neuen S t ra fge s e t zb u c h e s  ü b e r  d i e  U n t e r ­

b r i ngung i n  e i n e r  Ans tal t fü r ge i s t i g  a bno rme R e c h t s -
. 

b r e c he r  h aben ge z e i gt , d a ß  das  zur Vo l l z i e hung d i eser  

Bes t i mmuDgen u r s p rüngl i c h  e n tw i c k e l te K o n z e p t ,  wie  e s  

d e m  a l s  Uberga ngs bes t i mmung ged a c h t e n  A r t . 1 1 1  d e s  

S t ra fvo l l zugsanpass ungsgese tzes , BGBI . 1 97 4 / 4 2 4 , zu­

grun d e l a g  ( s i ehe d ie E r l ä u t e rungen z u r  R V  9 3 5  B l g .  

NR X I I I .  GP , 1 9 )  e i n i ger Mod i fi k a t i o n e n  b e d ar f .  D i e  

wi c h t i gs te d i e s e r  Mo d i fika t i o nen bes t e h t  d a ri n , d a ß  

d e r  G e danke e i n e r  U n t e r b r i ngung s ä m t l i c h e r  gei s t i g  

a b no rmer ( und e n twöhnungsbedür f t i ge r ) R e c h t s b r e c he r  

aus  d em ganzen Bund e s ge b i e t  i n  e i ne m  j us t i z e i genen 

Ans t a l te nkomp l e x  a ufgegeben we rden muß . S ta t t  d e s s e n  

w i r d  ( au f  Daue r ) e i ne A u f  t e i l ung d e r  ( zu r e c hnungs­

u n fä h i ge n )  ge i s t i g  a bnormen R e ch t s br e c he r  a u f  d i e  

i n zw i s chen we i t gehend fe r t i gge s t e l l t e  J us t i zans t a l t 

( Gö l l e r s d o r f ) e i nerse i ts und d i e  ö f fe n t l i c h e n  K ranken­

ans t a l t e n  für G e i s teskrankh e i ten a n d e r e rs e i t s  vorzu­

nehmen s e in . D i e s e  Lösung trägt a n ge s i c h t s  der topo­

gra p h i s chen E i gena r t  d e s  Bunde s ge b i e t e s  sowo h l  d e n  

therap e u t i s c h e n  Bedürfn i s s e n  a l s  a u c h  d e n  b u d ge t ä r e n  

Kap a z i tä ten d e s  B u n d e s  u n d  d e r  L ä n d e r  a m  b e s t e n  

R e chnung . 

E s  i s t  d aher angeze i g t , d i e  s z t . a l s  über­

gangs bes t i mmung i n  ihrer Gel tung m i t  3 1 . 1 2 . 1 984 be­

fr i s t e t e n  Vor s c h r i ften d e s  A r t . 1 1 1  S tVAnpas s u ngsG 
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über d i e  U n terbri ngung ge i s t i g  a bnormer R e c h ts b r e c h e r  in 

ö ffen t l i c h e n  K rankenan s t a l ten - a b ge s eh e n  von den be­

re i ts in d e r  R e g i e rungsvorlage e i nes S tr a f r e c h t s ä n d e ­

r ungs ges e t z e s  1 98 2  vorge s ehenen V e r b e s s e run gen - u n t e r  

Au fhebung d e r  B e f r i s tung i n  das  S tVG s e l b s t  zu über­

s te l l en ( §  1 6 7 a  i n  V e r b i ndung mit  § §  1 5 8 A b s . 3 und  

1 6 1 S tVG ) . 

I m  ü b r i gen waren für d i e  h i e r  zus a mmenge faßten 

V o r s c h l ä ge fol gende U b e r l e gungen maßge be nd : 

§ 1 5 8 A b s . 3 S tVG s o l l  bewi rken , d a ß  d ie j e n i ge n  
. 

Be s t i mmungen d e s  Krankenans tal t e ngese t ze s , b e i  denen 

d i e s  von d e r  S a c he her gesehen zwe c kmä ß i g  e r s c h e i n t , 

a u c h  für d i e  z u r  U n t erbri ngung ( zurechnungs u n fä h i ger ) 

ge i s t i g  abnormer R e c h tsbrecher b e s t i mmte J u s t i zan­

s ta l t ( Gö l l e r s dor f )  gel ten . 

§ 1 5 8 A bs . 5 S tV G  s o l l  e rmögl i chen , d a ß  Unter­

bri ngungen n i c h t  z u r e c h nungsun f ä h i ger ge i s t i g  ab­

n ormer R e c h t s b r e c h e r  auch  nach dem 3 1 . 1 2 . 1 9 84 außer 

in d er Sondera ns t a l t Mi t ters t e i g  au c h  in besond eren 

A b t e i l ungen von S t r a fvol l zugsans tal ten vol l zogen 

w e r d en können . 

§ 1 5 9  A b s . 3 S tVG s o l l  ( in V e r b i n d u ng m i t  § 1 6 1  

S tVG ) d i e  b i s h e r  i m  A r t .  I V  S tVAnpass ungsG e n tha l tene 

R e ge l un g , wona c h  U n terbr i ngungen nach § 2 2  S tGB auch 

i n  besonderen A b te i l ungen d e r  S tra fvol l zugsans tal ten 

vol l zogen w e r d e n  könn e n , für d i e  U n t e r b r i ngung w e i b­

l i c h e r  V e r u r te i l ter aufre c h t  e r h a l ten . 
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§ 1 67a S tVG e r gä n z t  d i e  R e ge l ung d e s  A r t . 1 1 1  
S tVAnpass ungsG ( s i ehe d a z u  oben die  E i n l e i tung d e r  

Erläuterungen zur vorl i e genden P a ra gr a p h e ngrup p e ) 

w e i ters  d urch e i ne Bes t i mmung , wonach auch d e n  in 

Krankenans tal t e n  Untergebrach t e n  gege b e n e n fa l l s  das 

" Ta s c h enge l d "  nach § 5 4  A bs . 4 S tVG z u s tehen Bol l . 

Zu  Z .  ' 1  und 1 2  ( §  1 80a S tVG ) : 

N a c h  d e n  Soz ia l h i l fege s e t z e n  d e r  L ä n d e r  bes teh t 

d i e  Mögl i chke i t ,  bedUr f t i gen Personen i n  b e s o n d e ren 

L e bens l a gen H i l fen zur W ie d e r e i n gl i e d e rung i n  d a s  Er­

werbs l eben zu gewä h re n . Die E r fahrung z e i g t , d a ß  es in 

E i n ze l fä l l en d e r  Vorbe r e i tung d e r  E n t l a s s ung von Vor-

t e i l  wär e , wenn d e rar t i ge H i l fen a u c h  a n  P e r sonen ge­

l e i s t e t  wUrden , die s i c h  i n  e i ne m  S t ra f- oder Maßnahmen­

vo l l zug b e finden . Um d ie s  z u  e rmögl i ch e n , b e d a r f  es j e ­

d o c h  e in e r  Klars teI l ung i n  d e r  R i c h tu n g , d a ß  d i e  B e ­

r e c h t i gung z u m  Emp fang e i ns c h l ä g i ger S o z i a l h i l fe l e i s tungen 

in d e r a r t i gen F ä l l e n  n i c h t  ausge s c hl o s s e n  i s t . Die h i e zu 

vorge s c h l agene Be s ti mmung h ä t te i n  Vol l z i ehung d e r  d e m  

B u n d  n a c h  A r t .  1 2  Abs . 1 Z .  1 zus t eh e n d e n  Be fugn i s  z u r  

G rund s a t z ge s e t z gebung zu e rgehen . 
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Zu Art . V ( Än derun g  des S tra fvollzugs a n p a s s u ngsge s etz e s ) :  

W i e  i n  den Erläu teru ngen zu  Art . I V  Z .  9 b i s  9c 

näher a u s gefUhrt , sollen d i e derze i t  i n  Art . 1 1 1  u n d  IV 
. 

S tV Anp a s s ungsG en t h al tenen Bes t i mmunge n i n  g e ä n d er ter 

Fas s u n g  i n  d a s  S t VG U bers tell t werd e n . Art .  1 1 1  u nd IV 

S tVAnp a s s u n g s G  werden da her mi t dem I nkra f t tre ten des 

vorliegenden Ges e t z en twurfes U berflUs s i g .  Da  j edoc h  

Art .  1 1 1  S tV A n p a s s ungsG o h neh in nur b i s  3 1 . 1 2 . 1 9 8 4  

g il t  u n d  der vorliegen de En twurf n i c h t  vor 1 . 1 . 1 9 85  

in  Kra f t  tre ten soll , i s t  e i ne a u s drü c kl i c h e  A u f­

heb u n g  nur i n  b e z u g  a u f  Art . I V  S tV A n p a s s u n gsG ge­

boten . 

Z u  Art . V I I I  ( Fi n a n z s t r a fge s e t z ) : 

I n s beson d ere von i n  Fi n a n z s t ra fs a c h e n t ä t i gen 

R i c h tern u n d  S t a a t s anwä l ten i s t  w i ed erholt d e r  Wun s c h 

geäußert worden , d i ese S tra f s a c hen z u r  Gänz e den Fi n a n z ­

s tra fbehörden z u  Ubertra gen . D i esem Wu ns c h  k a n n  s c hon 

des halb n i ch t  nähergetreten werd en , wei l d a s  F i n an z ­

s tra fgeset z  n e ben - u U  sehr b e trä c h tli c hen - Geld s tra fen 

mi t gu tem Gru n d  a u c h  d i e  Verh ä n gu n g  von Frei h e i ts s tra ­

fen b i s  z u m  Ausmaß von mehreren J a hren vors i eh t  u n d  d i e  

U bertragu n g  d er Zu s tä n d i gkei t z u r  Verhängun g derar t i ge r  

S tra fen a n  Behörden , d ie n i c h t  Geri c h t e  s i n d , m i t Wort ­

lau t  u n d  S i n n  d er Kon ve n t i on z um Schu t z e  der Me n s c h e n -
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rechte und G rundfreiheiten und d en dazu von ö sterreich 

anläßlich der Unterze ichnung erklärten Vo rbehalten nicht 

vereinbar wäre. 

I n  Kenntnis dies es Einwandes wird der in Rede 

stehende Wun sch gelegentlich dahin abgesc h wächt , wenig ­

s tens den Umfang der gericht lichen Zuständigkeit in 

Finanzstrafsachen zu verringern. An satzpunkt' dafü r 

wäre einmal die Höhe der fü r den Eintritt der gericht­

lichen Zu ständigkeit z umeist maßgebenden sog. Ver­

kürzungsbeträge ( d s die Beträge an Steuern oder Ab ­

gaben, die dem Bun d  durch das betreffende Finanzver­

gehen entgangen sind ) .  Dies e Beträge sind zulet zt 

durc h die Finanzstrafgesetznovelle 1 9 75 vom 19. 4 . 1 9 75 , 

BGBl. 33 5 ,  mit 500.000 bzw. 200.000 S festges etzt wo r ­

den. D er seitherigen Verä nd erung des Geldwertes wü rde 

eine Anhebung auf gen au 772.000 bzw. 308. 80 0 S, abge­

run det also au f 750. 000 bzw. 300 .000 S entsp rec hen . 

I n  Uberein stimmung mit den Au sführungen oben unter 

Allgemeines 1 1 . wird jedenfalls diese Anpassu ng v orge­

schlagen. 

Zum anderen könnte erwogen werden , auf die Z u ­

ständigk eit des Gerichtes in den Fällen zu verzic hten , 

in denen sie lediglich dadu rch begründet erscheint ,  da ß 

der Bes chu ldigte sich an ein er u nmittelbar in die ge­

richtliche Zu ständigkeit fall enden Tat eines anderen be­

teiligt hat ( §  5 3  Abs. 4 FinStrG) . Allerdings würden da­

mit die V orteile einer gemeinsamen Verfahren s führu ng 

verlorengehen. 

D as BMJ ist der Ansicht, daß über die An passu n g  

der Wertbeträge an die Geldwertentwicklung hinaus au f 
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d em G e b i e t  d e s  F i n a n z s t r a fge s e t z e s  d e r z e i t  i m  a l l ge m e i ­

n e n  n o c h  k e i n e  F a s sungs vo r s c h l ä g e  un t e r b re i t e t , s o n d e r n 

d i e  E r g e bn i s s e  d e s  B e gu t a c h t u n g s ve r f a h r e n s  a b gewar t e t  

w e r d e n  s o l l en . A u f d e m  b e s o n d e r e n  G e b i e t  d e s Z u s a mme n ­

t r e f f e n s  v o n  s t r a f b a r e n  H a nd l u n g e n  n a c h  d e m  Su c h t g i f t ­

g e s e t z  m i t F i n a n z v e r g e h e n  s i n d  Vo r s c h l äg e , d i e z u  e i n e m  

A b bau d e r  ge r i c h t l i c h e n  Z u s t ä n d i gk e i t  führen s o l l en , 

b e r e i t s  i m  R a hm e n  d e s  I n i t i a t i v an t r a g e s  b e t � .  e i n e  

Such t g i f t g e s e t z n o ve l l e  1 9 83 , 1 1 - 4 1 1  B l gN R  XV I . G P , 

i m  J u s t i z a u s s c hu ß  d e s  N a t i o n a l ra t e s  z u r  E r ör t e ru n g  g e ­

s t e l l t  word en. 

Z u  A r t . I X  ( Ä n d e r u n g  d e s  G e r i c h t l i c h e n  E i n ­

b r i n gu n g s g e s e t z e s ) : 

A u f  d i e  Aus f ü h r u n g e n  i n  d e n E r l ä u t e run gen z u  

A r t . I V  Z .  3 b  u n t e r  P .  1 w i r d  h i n gewi e s e n . 
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Zu A r t .  X und X I  ( Ände rungen des T i lgungs ­

ge s e t ze s  1 98 2  u n d  d e s  S t r a fregis terge se t zes 

1 9 6 8 ) : 

1 .  N a c h  d e m  S tr a freg i s t e r ge s e t z  1 9 6 8  in d e r  

ge l te n d e n  Fassung wurden b � he r  U r t e i le , m i t  d enen d ie 

Un terbr ingung e in e r  zure c hnungs unfäh igen P e r s on i n  

e in e r  Ans t a l t  fUr  ge i s t i g  abn orme R e c h t s brecher n ach 

§ 2 1  Abs . 1 StGB ange or d n e t  wurde , in das  S t r a fre gis ter 

n i c h t  au fgen ommen . D i e s e  Rege lung hat s ic h  aus  folgen­

den Gründen n i c h t  bewä h r t  und a l s  verbesse rungsbedUr f t i g  

h e r au s ges te l l t : 

Zunächs t s p re c hen gan z a l l geme in kriminal­

p o l i t i sc he U be r l e gunge n d a fUr , d e n  S t r a fverfo lgungsbe­

h örden mögl i c h s t  umfa s s e n d e  Informa t i onen über das  Vor­

le ben e ines V e r d äc h t i ge n  zur H and zu geben . I n  d i e se m  

Zusammenhang k a n n  a u c h  e ine frühere U n t e r b r in gung nach 

§ 2 1  Abs . 1 StGB , d ie ja d i e  Begehung e iner mit me hr 

als e i n j ähr igen Fre ihe i ts s t r a fe bed roh ten H an d lung 

vorau s s e t z t , von Be de u tung s e i n . 

Darüber h in au s  ergeben s ic h  be i d e r  d e r ­

z e i t i gen Gese t zes lage b e s ondere SC hwi e r igke i te n  d adurc h , 

d a ß  d a s  Ger i c h t , we l c h e s  d ie bed ingte En t l a s su n g  aus 

der Ans t a l t  für ge i s t i g  abnorme R e c h t sbrecher anordne t ,  

vom S t r a fre g i s t e r amt während d e r  Probe z e i t  n i c h t  von 

a l l fälligen Veru r t e i l ungen d e s  bed ingt E n t l a s senen ver­

s tänd i g t  wird . V i e l mehr müssen d i e  G e r i c h t e  i n  e inem 

s o l c he n  Fall von s ic h  aus rege l mäßig be im S t r a fr e g i s t e r ­

a m t  e n t s prec hende Auskün f t e  e inholen , e ine Vorgangswe i se , 

d i e  m i t  d e m  s ons t igen d u r c h  d a s  S t r a fr e g i s t e rgese t z  1 9 68 

und  das  T i l gungsge se t z  1 9 7 2  gewä h r l e i s te t e n  In forma t ion s ­

f l u ß  n ic h t  i m  E ink l an g  s te h t . 
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D i e  a u fge ze ig ten Sc hw i e r igke i te n  sprechen d a ­

für , d a s  S t rafre g i s terge se t z  1 9 6 8  u n d  - wegen d e r  dami t 

ver bundenen t i l gungsre c h t l i c hen Se i t e  - auch d a s  T i l ­

gungsges e t z  1 9 7 2  d ahingehend z u  erwe i tern , d a ß  i n  d a s  

S t r a fre g i s t e r  kün f t i g  auc h  U r te i le , m i t  denen d ie U n t e r ­

br ingung i n  e ine r Ans t a l t für ge i s t i g  abnorme R e c h t s ­

brecher nach § 2 1  Abs . 1 StGB ausges prochen wur de , auf­

genommen �e r d e n . Dem berecht igten A n l iegen , daß  mi t 

d e r  Anordnung d e r  U n te rbr ingung e ine s zure chnungsun­

fäh i gen ge i s t i g  abnormen R e c h t s brechers ke ine ( we i te re ) 

D i s k r imin ierung verbunden s e i n  s o l l , kann d a durch 

Rechnung ge tragen we rden , daß s olc he Anordnungen v on 

vornhere i n  d e r  Beschränkung der Auskun ft unter l iege n , 

m i t h i n  nur zum Zweck e ines ger i c h t l ic hen S t r a f- oder 

U n t e r br ingungsverfahrens mi tge te i l t  werden d O r fen . 

I m  T i l gungsge se t z  wer d e n  d abe i folgende 

Ände runge n  e r forder l ic h : 

E i n  H inwe i s  i m  § 1 T i l gungsG , won a c h  in 

d i es e m  Bunde s ge se t z  - abwe i c hend vom S p rachgebrauch 

d e r  S t r a fpro z e ßordnung - unter V e r u r te i lungen auch 

U r te i l e  au f U n terbr ingung nach § 2 1  Abs . 1 S tGB zu 

vers tehen s ind ( Ar t . X Z .  1 ) ;  

F e s t s e t zung e ine r T i lgungs fr i s t  für d e r a r t ige 

Urte i le , wobe i das Ausmaß m i t  d e m  Ausmaß d e r  gese t z ­

l ichen P robe ze i t  i m  F al l  e in e r  bed ingten E n t l a s s ung 

( §  4 8  Abs . 2 StGB ) übe r e in g e s t immt wird ( Ar t . X z .  2 ) ; 
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Erw�hnung d e s  U r te i l s  a u f  U n t e r b r i ngung nach 

§ 21 A b s . 1 S tGB unter den F� l l en , i n  denen s o gl e i c h  

e i n e  B e s c h r�nkung d e r  Aus kun f t  e i n t r i t t  ( Ar t . X Z .  3 ;  

d i e  ü b r igen i n  d e n  Vors c h l a g  au fgenomme nen A bw e ic hungen 

w e r d e n  unten u n t e r  2. e r l � u t e r t ) .  

I m  S tra fregi s t erge se tz e r s c h e i n t  l e d i g l i c h  

e i n e  E rg�n zung d e r  Bes t immung ü b e r  d i e  vo m G e r i c h t  

i m  F a l l ei ner V e r u r t e i l ung an d a s  S trafregis t e ramt 

vorzunehme n d e n  M i t te i l ungen e r for d e r l i c h  ( Ar t . X I ) ,  

z umal d ie i n  § 2 Abs . 3 d e s  G e s e t z e s  e n t h a l tene Be­

g r i f fs bes t i mmung d e r  " V e r u r t e i l ung" s ch o n  d e rz e i t  

s o  we i t  ge faßt i s t , d a ß  ohne Zwang auch  U n t e r b r i ngungs ­

e rk e nn t n i s s e  darunter vers tan d e n  we r d e n  können . 
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2 .  Vor a l le m  u nte r H i nweis d ara u f ,  d a ß  m a n  

heute viel f a c h  a l s  Vor a u s s et z u n g  fU r d e n  A b s c hlu ß e i n e s  

A rbeits v ertrages die Vorla ge e i ner Stra fre g i s te r b e ­

s c heinigung v e rlang t , wir d  die Ford e ru n g  erhob e n , i m  

I nteres s e  ein e r  E rleichte r u n g  d e r  W ied ereinglie d e r u n g  

z u  v e r h ältnis mä ß i g  ge r i n g e n  Stra fen Ve r u rte i lte r d ie 

B e s c hränkun g  der A u s ku n f t  z u  e rwei t e r n . I n  die s e m  

Sinn i s t  b e r e i ts i n  d e n  R e g i e r u ng s vor l a g e n  e i n e s  

J ug e n d g e ric hts ge s e t z e s  1 9 8 3  e i ne s o l c h e  E rweit e r u n g  

f U r  Ve r urteilungen w e g e n  J u g e n d s tr a f t ate n vo r ge s c hla g e n  

wor den ( sofo rt i ge A u s k u n fts b e s c h ränkung a u c h  b e i V e r ­

u rteil u n g e n  z u  F r e i he its s tr a fe n  von m e h r  a l s  e i ne m, a b e r  

n i c ht me hr a l s  s e c h s  Mona t e n ) .  E s  l i e gt n a h e , d e m  a u c h  

eine E rweite r u n g  h i n s i c h tli c h  d e r  B e s c hränk u n g  d e r  A u s ­

kun f t  U b e r  Ve r ur t e ilunge n E rw a c h s e ne r  fol ge n  z u  l a s s e n . 

I n  A nle hn u n g  a n  die R e gelu n g  d e s  B u n d e s z e nt r a l r e g i s t e r G  

v . J .  191 1 d er B R  D e uts c hla n d  w i r d  vo r ge s c hlage n , d i e  

maß ge b e n d e  G renze h i e r  von e i n e m  a u f  drei Monate a n ­

z u h e b e n  u n d  d a s  b i s h e rige E r fo r d e r n i s , wona c h  F r e i ­

h eits s tr a fen b e dingt n a c h ge s e h e n  wor d e n  s e i n mU ßte n , 

fallen z u  l a s s e n . 

Eine we ite re Ve r b e s s e r un g  d e r  R e c htsla ge fU r 
die Betroffenen ; soll d a d u r c h  e r fol g e n , d a ß  d i e  e r ­
weiterte B e s c hränku n g  d e r  A u s k u n ft n a c h  A b la u f  von 
d rei J a h r e n  k U n ft i g  nic h t  me h r  w i e  bis h e r  nach A b la u f  
von d r ei J a h r e n  d e r  Til gungs fri s t e i n t r e t e n  s oll , son­
d e r n  nach A bla u f  von d r e i  J a h r e n  ab  E n t l a s s u n g  a u s  
d er Freihe i ts s t r a fe , w e n n  e s  a b e r  n i c h t  z u m  Voll z u g  
einer F reihei ts s t r a f e  z u  kommen h a t ,  a b  R e c h t s k r a f t  
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der Verurte i l u n g . I n  den Fäl l e n  e i ner b e d i n g ten Stra f­

n a c h s i c h t  oder E ntl a s s u n g  b e g i n n t  näml i c h  d i e  T i l gu n g s ­

fri s t  zwar eb e n fa l l s  i n  d iesen Zeitp u n kten z u  l a u fen , 

jedoc h nur un ter der w e iteren Voraus s et z u n g , d a ß  dem 

S tra fregi s ter b e r e i t s d e r  - ers t n a c h  A b l au f  d er Probe ­

z e i t m ö g l i c he - G er i c h ts bes c h l uß über d ie e n d gül t i ge 

N a c hs i c h t  oder E n t l as s u n g  z u gega n g e n  i s t , w a s  b e i  

Probezei ten i m  A u s ma ß  von drei J a hre n i n  d er R e g e l  

ers t Woc hen o d er Mon a te n a c h  A b l a u f  d e r  i n  R e d e  

s tehend e n  Dre i j a h re s fr i s t  d e r  F a l l  i s t  ( A r t .  X Z .  3 ) .  

E s  muß a l l erd i n gs b e d a c ht w e r d e n , d a ß  b e ­

re its d i e b e ste h e n d e  R e g e l u n g  b e t r e f f e n d d i e  A u s ­

ku n f t s bes c hrti n k u n g  vo m S t a n d p u n k t  d e r  I n t e r e s s e n  

m a n c h er Verwa l t ungs b e hörd e n  u n d  U n t e r n e h m e r  a l s  z u  

g r o ß z ü g i g  emp f u n d e n  w i r d . I n  E n t s p r e c h u n g  v o n  Be­

d e n k e n  der m i t  d e r  V o l l z i e h u n g  des Wa f f e n - , S c h i e ß­

und S pren gm i t t e l we s e n s  b e tra ute n B e h ö r d e n  s i n d  i n  d i e  

R e g i eru n g s vorl a g e  e i n e s  J u gend ger i c hts geset z e s  1 9 8 3  
Bestimmungen a u f g e no mme n worden , won a c h  d i e s e n  Be ­

h örden üb er ( n i c h t ge t i l g te )  V erurte i l u n g e n  j ew e i l s  

u n b e s c hrän k t  A u s k un f t  z u  erte i l e n i s t . N a c h  w i e  vor 

u n b e fr i ed i ge n d  ers ch e i n t  e s  j e d o c h , d a ß  e i ne A u s k u n f t  

a u c h  d a n n  n i c ht s t a t t f i n den d a r f ,  w e n n  j e man d  e i n e  

V iel z a h l  von V e r u r t e i l u n g e n  au fwei s t ,  von d e nen j e de 

e i n z el n e  d i e  Vora u s s e t z u n g e n  f ür e i ne Bes chrä nk u n g  

kün f t i g  ent f a l len z u  l a s s e n , sob a l d  meh r a l s  d r e i  

V e r u r t e i l u n g e n  v o r l i e g e n  ( A r t .  X Z .  4 ) . D a s  V o r ­

l i e ge n  v o n  me hr a l s  d r e i  V e r u r t e i l u n g e n i n d i z i ert 

- a u c h  w e n n  e s  d a b e i J ewei l s  h ö c h s t e n s  z u r  V e r h ä n gu n g  

ei ner d r e i - b z w .  sechs monat i ge n  Fre i h e its stra fe g e -
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komme n i s t  - i m  Regel f a l l  e i n e  Tä t e r p e r s ö n l i ch ke i t ,  d e r e n  

V e rläßlich ke i t  z u min d e s t  s o  w e i t  i n  Frage g e stell t  e r ­

s c h e i n t , daß in s be s o n d e r e  s t a a tl i c h e n  u n d  p riva t e n  D i e n s t­

g e b e r n  g r u n d s ä tzlich e i n  R e c h t  d a rau f z ug e billi g t  w e r d e n  

muß , aus d er vom Ve r u r t eil t e n  b e i z u b r i nge n d e n  S t r a f­

r egis t e r b e sch e i n igung d i e  D a t e n  d ie s e r  Ve r u r t e i l u n g e n  

z u  e r fah r e n .  B e i  H ä r t e fälle n wir d  hie r e b e n s o  w i e  b i s -

h e r  i m  W e ge e i ne r gna d e nwe i s e n  Be sch r ä n k u n g  d e r  A u s -

k u n f t  ( A m t s b l a tt d e r  Ö s t e r r e i c h i s c h e n  J us t i z ve rwa l t u n g  

1 9 7 6 / 2 3 ) A b h i l fe ge s c h a f fe n  we r d e n  k ö n n e n . I nw i e w e i t  

e s  d a rüb e r  hin a u s  a l l e n fa l l s  z us ätz l i c h e r  a l l ge me i n e r  

Vor s o r g e n  gege n H ä r t e fä l l e  i m  G e s e t z  s e l b s t  b e d a r f ,  

wir d  a n  H a n d  d e r  E r ge b n i s s e  d e s  Be g u t a C h t u n gs ve r fa h r e n s  

noc h ma l s  g e p r ü f t  w e r d e n . D e nk b a r  wä r e  z . B. e i n e Be­

s c h rän k u ng d e s  " A u f l e b e n s " d e r  d r e i  f r ü h e r e n  V e ru r ­

t eilunge n au f d e n  F a l l , d a ß  d i e l e tz t e no c h  n i c h t  

me h r  als fü n f  J a h r e  z u r Ü C k l i e g t , o d e r  e i n e  Be d a c h t -

nahme au f die S umme d e r  i n s ge s a m t  v e r häng t e n  ( E r s a t z - ) 

Fr e i heit s s t ra fe n . 

D a s  Bund e s z e n t r a l r e g i s t e r G  s i e h t e i ne Be­

s c h r ä nku ng d e r  A u s ku n f t  n a c h  A b l a u f  e i ne r  e n t s p r e c h e n ­

d e n  Zahl v o n  Jah r e n  d e r  T i l gu n gs f r i s t  g r u nd s ä t z l i c h  

auc h  b ei mit t els c hw e r e n  u n d  s c hw e r e n  Ve r u r t e i l u n g e n 

vor .  Ein e  s olc h e  R e gelu n g  w ä r e  sowohl fü r d e n  V e r u r ­

t e i l t e n  als a u c h  f ü r  d i e  J u s t i z ve rw a l tu ng i n sofe r n  

von Vor t e i l , a l s  s i c h  d a d u r c h  e i n s c h l äg i ge G n a d e nv e r ­

f a h r e n  e rü b r i ge n  w ü r d e n . D e m  s t e h e n  j e doc h fo l ge n d e  E r ­

w ägun g e n  gegenü b e r : E i n e  Be s c h r ä n k u n g  d e r  A U S ku n f t , 

d i e  e r s t z . B .  f ü n f  J a h r e  n a c h  S t r a fve r bü ßu n g  e i ntr i t t , 

i s t fü r die W i e d e r e i ng l i e d e r un g  ( u n m i t t e l b a r ) n a c h  

d e r  H a f t e n t l a s s u n g  b e d e u t u n g s l o s . O b  s i e  f ü r  d a s  

For t komme n d e s  Ve r ur t e i l t e n  ü b e r h a u p t von Be d e u t u n g  i s t , 

h ä ng t  von Ums t ä n d e n  d e s  E i n z e l fa l l e s  a b , a u f  d i e  woh l 
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i n  e inem Gnad enverfahre n ,  n i c h t  aber i n  der  R e g e l ung 

e i ne r von Ges e tz e s  wegen e i n t r e tenden Aus kunf t s b e ­

s c hränkung B e d a c h t  genomme n w e r d e n  kann . Davon abge­

s ehen , muß a n  die bere i ts gegen die B e s c h ränkung d e r  

Auskunft i m  d e r ze i t  bes t e h e n d e n  U mfa ng - n i c h t  ganz 

z u  Unrec h t  - ge l tend gemach ten Bed enken e r i nne r t  

werde n . 

Z u  A r t . X I I  ( Ä nderung des G e s e t z e s  zum 

S c h u t ze der p e r s ö n l i c h e n  F r e i h e i t ) : 

A u f  d ie Aus fUhrungen zu A r t . 1 1  Z .  1 7 a 

w i r d  h i ngew i e s e n . 

Z u  A r t . X I I I  b i s  X I X  ( Ände rungen d e s  

M i l i tärs trafge s e t z e s , d e s  G e s c hwornen­

u n d  Schö ffenl i s tenge s e t z e s , d e s  Aus fuhr­

verbo t s ge s e t z e s , d e s  D e v i s e nge s e t z e s , 

d e s  N a t ional bankge s e t z e s  1 95 5 ,  d e s  Ma rkt� 

o r d nungs ge s e tz e s  1 9 6 7  und d e s  A ußen­

hand e l s ge s e t z e s  1 9 6 8 ) : 

A u f  d i e  Aus fUhrungen oben unter A l l ge me i n e s  1 1  
wird  h i ngew i e s e n . 
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